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Gesetz zur Änderung des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes NRW und zur Änderung 

weiterer Gesetze

Vom 23. Juni 2021

Artikel 1
Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19.  Februar 2003 (GV. 
NRW. S.  156, ber. 2005  S.  818), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S. 557) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.   In § 1 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Finanzministe-
rium“ durch die Wörter „für Finanzen zuständigen 
Ministerium“ ersetzt.

2.   § 2 wird wie folgt geändert:

  a)   In Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird das Wort „Fi-
nanzministerium“ durch die Wörter „für Finanzen 
zuständigen Ministerium“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  2 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt.

  bb)  In dem neuen Satz 3 werden das Wort „soweit“ 
durch das Wort „Soweit“ und das Wort „Fi-
nanzministeriums“ durch die Wörter „für Fi-
nanzen zuständigen Ministeriums“ ersetzt.

  cc)  In dem neuen Satz  7 wird die Angabe „4“ 
durch die Angabe „5“ ersetzt.

3.  In §  5 Absatz  1 Satz  2 werden nach den Wörtern 
„steuerlicher Nebenleistungen“ die Wörter „im Sinne 
von § 3 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 
S.  712) in der jeweils geltenden Fassung“ und nach 
den Wörtern „steuerlichen Nebenleistungen“ die Wör-
ter „im Sinne von § 3 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen“ eingefügt.

4.  Dem § 17 wird folgender Absatz 4 angefügt:

  „(4) Die Niederschrift kann auch elektronisch erstellt 
werden. Absatz 2 Nummer 4 und 5 gelten nicht.“

5.  In § 21 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „sechs“ durch 
das Wort „zwölf“ ersetzt

6.  § 68 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Nummer 11 wird wie folgt geändert: 

  „11.  die bei Einsätzen zur Brandbekämpfung und 
bei der Hilfeleistung bei Unglücksfällen oder 
solchen öffentlichen Notständen, die durch 
Naturereignisse, Explosionen oder ähnliche 
Vorkommnisse verursacht werden, dienstlich 
tätigen Personen sowie die in ihrem Auftrag 
handelnden Personen nach den §§  27 und 43 
Absatz  1 des Gesetzes über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
vom 17.  Dezember 2015 (GV. NRW. S.  886) in 
der jeweils geltenden Fassung.“

 b)  In Absatz 1 Nummer 12 werden die Wörter „§§ 29 
und 29c des Luftverkehrsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Januar 1981 
(BGBl.  I S.  61) in der jeweils geltenden Fassung“ 
durch die Wörter „§ 29 des Luftverkehrsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 
2007 (BGBl. I S. 698) und § 5 des Luftsicherheits-
gesetzes vom 11. Januar 2005 (BGBl.  I S.  78) je-
weils in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

 c)  In Absatz 4 wird das Wort „Durchführung“ durch 
das Wort „Anwendung“ ersetzt.

7.  In § 77 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Finanzminis-
terium“ durch die Wörter „für Finanzen zuständige 
Ministerium“ ersetzt.

8.  § 78 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  4 Satz  2 wird die Angabe „125“ durch 
die Angabe „128“ ersetzt und nach dem Wort „Ge-
meindeordnung“ werden die Wörter „in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S.  666), die zuletzt durch Artikel  4 des Ge-
setzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b, ber. 
S. 304a) geändert worden ist,“ eingefügt.

 b)  In Absatz  5 wird das Wort „Finanzministerium“ 
durch die Wörter „für Finanzen zuständigen Mi-
nisterium“ ersetzt.

9.  In § 81 wird das Wort „Finanzministerium“ durch die 
Wörter „für Finanzen zuständige Ministerium“ er-
setzt.
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Artikel 2
Änderung des Akkreditierungsratsgesetzes

Dem §  4 des Akkreditierungsratsgesetzes vom 15. Fe-
bruar 2005 (GV. NRW. S. 45), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 17. Oktober 2017 (GV. NRW. S. 806) ge-
ändert worden ist, wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die Stiftung nimmt die Aufgaben einer Vollstre-
ckungsbehörde nach dem Verwaltungsvollstreckungsge-
setz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. 2005 S. 818) in 
der jeweils geltenden Fassung wahr.“

2010

Artikel 3
Änderung des Landeszustellungsgesetzes

Das Landeszustellungsgesetz vom 7. März 2006 (GV. 
NRW. S.  94), das zuletzt durch Artikel  9 des Gesetzes 
vom 22. März 2018 (GV. NRW. S.  172) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Lan-
desfi nanzbehörden“ die Wörter „im Sinne des § 6 Ab-
satz  2 der Abgabenordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 
2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2019 (BGBl.  I S.  2875) geändert 
worden ist, und des §  2 des Finanzverwaltungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch 
Artikel  3 des Gesetzes vom 21.  Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2875) geändert worden ist“ eingefügt.

2.  In § 10 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „im Amts-
blatt“ durch die Wörter „in der elektronischen Version 
des Amtsblatts“ und die Wörter „gedruckten oder in 
der Internet-Version“ durch die Wörter „elektroni-
schen Version“ ersetzt.

2010

Artikel 4
Änderung des Gebührengesetzes für das Land 

 Nordrhein-Westfalen

Das Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 
1999 (GV. NRW. S.  524), das zuletzt durch Gesetz vom 
8. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 836) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.  § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

  „2.  für die Kosten

   a)  der Gemeinden, Gemeindeverbände und 
der sonstigen juristischen Personen des 
öffent lichen Rechts in Angelegenheiten ih-
rer Selbstverwaltung,

   b)  der Gerichte,
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   c)  der Behörden der Justizverwaltung und 
der Gerichtsverwaltung.“

 b)  In Satz 2 werden nach dem Wort „Pfl ichtaufgaben“ 
die Wörter „zur Erfüllung“ eingefügt und die An-
gabe „Nummer 2.1“ wird durch die Wörter „Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe a“ ersetzt.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  2 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt.

  bb)  Im neuen Satz  3 werden das Wort „in“ durch 
das Wort „In“ und die Wörter „Innenministeri-
ums und des Finanzministeriums“ durch die 
Wörter „für Inneres zuständigen Ministeriums 
und des für Finanzen zuständigen Ministeri-
ums“ ersetzt.

 b)  In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „/“ durch das 
Wort „beziehungsweise“ ersetzt.

3.  In §  29 werden das Wort „Innenministerium“ durch 
die Wörter „für Inneres zuständige Ministerium“ und 
das Wort „Finanzministerium“ durch die Wörter „für 
Finanzen zuständigen Ministerium“ ersetzt.
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Artikel 5
Änderung des Landesenteignungs- und 

 -entschädigungsgesetzes

Das Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetz 
vom 20. Juni 1989 (GV. NRW. S. 366, ber. S. 570), das zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 
(GV. NRW. S. 622) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  In der Überschrift wird die Angabe „NW“ durch die 
Angabe „NRW“ ersetzt.

2.   In §  25 Absatz  2 Nummer  3 werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder elektronisch“ eingefügt.

3.  In § 18 Absatz 2 Satz 1, § 21 Absatz 1 Satz 2 und Ab-
satz 5 Satz 2, § 23 Absatz 1 Satz 2 und § 45 Absatz 1 
Satz  1 Nummer  4 wird jeweils die Angabe „VwVfG. 
NW.“ durch die Angabe „VwVfG NRW“ ersetzt.
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Artikel 6
Änderung des Gesetzes über den Brandschutz, 
die  Hilfeleistung und den Katastrophenschutz

Das Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und 
den Katastrophenschutz vom 17.  Dezember 2015 (GV. 
NRW. S.  886), das durch Artikel  8 des Gesetzes vom 
17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.  In §  1 Absatz  2 Satz  1 Nummer  1 werden das 
Komma nach dem Wort „Großeinsatzlage“ gestri-
chen sowie der Punkt nach dem Wort „kann“ durch 
ein Komma und das Wort „Vergleichbare“ durch das 
Wort „vergleichbare“ ersetzt. 

2.  In § 11 Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „wie die “ 
durch die Wörter „wie ehrenamtliche“ ersetzt. 

3.  § 12 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden die Wörter „ist ebenso wie 
ihre oder seine Stellvertreterinnen oder Stell-
vertreter“ durch die Wörter „und die ehren-
amtlichen Stellvertreterinnen und Stellver-
treter sind“ ersetzt. 

  bb)  In Satz  1 werden die Wörter „auf Zeit“ ge-
strichen.

  cc)  In Satz 2 werden nach dem Wort „endet“ das 
Wort „spätestens“ und nach dem Wort „Feu-
erwehrdienst“ die Wörter „(§  9 Absatz  1 
Satz 1)“ eingefügt.

 b)  In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „den geho-
benen feuerwehrtechnischen Dienst“ durch die 
Wörter „die Laufbahn des ersten Einstiegsamtes 
der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen 
Dienstes“ ersetzt. 

4.  In § 13 Absatz 1 Satz 6 wird nach dem Wort „dem“ 
das Wort „vollendeten“ eingefügt. 

5.  In §  25 Satz  3 werden die Wörter „den gehobenen 
feuerwehrtechnischen Dienst“ durch die Wörter „die 
Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahn-
gruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes“ er-
setzt. 

6.  In § 28 Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „Auf An-
schlüssen zur Entgegennahme von Notrufen einge-
hende Anrufe“ durch die Worte „Eingehende 
Sprachanrufe und andere Notrufe“ ersetzt.

7.  § 30 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „8. Juni 2005 
(BGBl.  I S.  1598)“ durch die Angabe „15. März 
2017 (BGBl. I S. 483)“ ersetzt.

 b)  Die folgenden Absätze 5 und 6 werden angefügt:

   „(5) Externe Notfallpläne sind von dem zustän-
digen Kreis oder der zuständigen kreisfreien 
Stadt unverzüglich anzuwenden, wenn es zu ei-
nem schweren Unfall gekommen oder ein solcher 
zu erwarten ist. In diesen Fällen arbeiten die Be-
treiberin oder der Betreiber und der zuständige 
Kreis oder die zuständige kreisfreie Stadt eng zu-
sammen.

   (6) Könnte ein anderer Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union von den grenzüberschreitenden 
Wirkungen eines schweren Unfalls in einem Be-
triebsbereich im Sinne von Absatz  1 Satz  1 be-
troffen werden, macht der zuständige Kreis oder 
die kreisfreie Stadt der von dem Mitgliedstaat 
benannten Behörde die für die Erstellung eines 
externen Notfallplans erforderlichen Informatio-
nen zugänglich. Der zuständige Kreis oder die 
kreisfreie Stadt unterrichtet die von dem Mit-
gliedstaat benannte Behörde über Entscheidun-
gen gemäß Absatz 1 Satz 2. Wenn der andere Mit-
gliedstaat die zu beteiligenden Behörden nicht 
benannt hat, ist die oberste für Katastrophen-
schutz zuständige Behörde des anderen Mitglied-
staats zu unterrichten.“

8.  § 31 wird wie folgt gefasst:

  „§ 31
  Externe Notfallpläne für bergbauliche 

 Abfallentsorgungseinrichtungen

  Für die Erstellung externer Notfallpläne bei Abfall-
entsorgungseinrichtungen der Kategorie A im Sinne 
von §  22a der Allgemeinen Bundesbergverordnung 
vom 23. Oktober 1995 (BGBl.  I S. 1466), die zuletzt 
durch Artikel  4 der Verordnung vom 18. Oktober 
2017 (BGBl. I S. 3584) geändert worden ist, gilt § 30 
entsprechend mit der Maßgabe, dass

 1.  §  30 Absatz  1 Satz  2, Absatz  5 und 6 nicht an-
wendbar ist und

 2.  die Unternehmerin oder der Unternehmer vor In-
betriebnahme einer Abfallentsorgungseinrich-
tung die zur Erstellung externer Notfallpläne er-
forderlichen Informationen an den zuständigen 
Kreis oder die zuständige kreisfreie Stadt zu 
übermitteln hat.“

9.  In § 43 Absatz 1 wird das Wort „mindestens“ gestri-
chen. 

10.  In § 57 werden die Wörter „§ 94 des Beamtengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezem-
ber 2007 (GV. NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157), das zu-
letzt durch Artikel  8 des Gesetzes vom 14. Februar 
2012 (GV. NRW. S.  97) geändert wurde“ durch die 
Wörter „§  93  des Landesbeamtengesetzes vom 14. 
Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. 
NRW. S. 244) geändert worden ist“ ersetzt. 
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11.  § 58 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 werden die Wörter „im gehobenen 
oder höheren feuerwehrtechnischen Dienst“ 
durch die Wörter „für die Laufbahn des ersten 
oder zweiten Einstiegsamtes der Laufbahn-
gruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes“ er-
setzt. 

 b)  In Absatz 2 werden die Wörter „des Gesetzes über 
den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Ka-
tastrophenschutz vom 17. Dezember  2015 (GV. 
NRW. S. 886)“ durch die Wörter „dieses Gesetzes“ 
ersetzt. 
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Artikel 7
Änderung des Ordnungsbehördengesetzes

In § 24 Absatz 1 Nummer 6 des Ordnungsbehördengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 
1980 (GV. NRW. S. 528), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 30. Juni 2020 (GV. NRW. S. 456a) geändert 
worden ist, werden nach der Angabe „2,“ die Wörter 
„§  15b mit Ausnahme von Satz  5, §  15c mit Ausnahme 
der Absätze 7 und 8 Satz 2,“ eingefügt.
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Artikel 8
Änderung des Fachhochschulgesetzes 

öffentlicher Dienst

Das Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst vom 
29. Mai 1984 (GV. NRW. S. 303), das zuletzt durch Arti-
kel  1 des Gesetzes vom 3. Dezember 2019 (GV. NRW. 
S. 878) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  § 3 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

 „(4) Das Studium erfolgt

 1.  an der Hochschule für Finanzen Nordrhein-West-
falen in Studiengängen der Finanzverwaltung,

 2.  an der Fachhochschule für Rechtspfl ege Nord-
rhein-Westfalen in Studiengängen der Rechts-
pfl ege und des Strafvollzugs und

 3.  an der Hochschule für Polizei und öffentliche Ver-
waltung Nordrhein-Westfalen in den übrigen Stu-
diengängen der auf Grund des §  7 und des §  110 
Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S.  310, ber. S.  642) in der jeweils 
geltenden Fassung geordneten Laufbahnen, in dem 
Studiengang des Archivdienstes können Studien-
abschnitte nach Maßgabe der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung an dieser Hochschule abgeleistet 
werden. Die Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung Nordrhein-Westfalen kann im Einver-
nehmen mit dem für Wissenschaft zuständigen Mi-
nisterium und dem für Inneres zuständigen Minis-
terium weitere Bachelor- und Masterstudiengänge 
sowie zertifi zierte Weiterbildungsangebote anbie-
ten. Zu den Studiengängen nach vorstehenden 
Sätzen können auch nichtbeamtete Studierende 
zugelassen werden, zu den zertifi zierten Weiterbil-
dungsangeboten können auch nichtbeamtete Gast-
hörerinnen und Gasthörer zugelassen werden. So-
weit die Zulassung nicht nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften erfolgt, kann die Hochschule für Poli-
zei und öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfa-
len besondere Zulassungs- und Einschreibungs-
ordnungen erlassen. Für die weiterbildenden 
 Studiengänge und zertifi zierten Weiterbildungsan-
gebote nach den Sätzen 2 und 3 können Gebühren 
erhoben werden. Das für Inneres zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem für Finanzen zuständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung das Nähere zu den Gebühren zu 
bestimmen. Dies gilt auch für Gebühren für Ver-
waltungstätigkeiten in den Studiengängen nach 
Satz 1 Nummer 3. Das für Inneres zuständige Mi-
nisterium kann im Einvernehmen mit dem für Fi-
nanzen zuständigen Ministerium die Ermächti-
gung nach Satz  5 durch Rechtsverordnung jeder-

zeit widerrufl ich ganz oder teilweise auf die 
Hochschulen übertragen.“

2.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

    „Die Studierenden werden durch Zuweisung 
an die Fachhochschule für die Dauer des Stu-
dienganges zu Mitgliedern der Fachhoch-
schule. Einer Einschreibung bedarf es in den 
Studiengängen nach §  3 Absatz  4 Satz  1 
nicht.“

  bb)  In Satz  3 wird die Angabe „Abs.“ durch das 
Wort „Absatz“ ersetzt.

 b)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Fachhoch-
schule für“ durch die Wörter „Hochschule für Poli-
zei und“, das Wort „Studenten“ durch das Wort 
„Studierenden“ und das Wort „Fachhochschule“ 
nach dem Wort „die“ durch das Wort „Hochschule“ 
ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) An der Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung Nordrhein-Westfalen gelten für Stu-
dierende auch in nach § 3 Absatz 4 Satz 2 einge-
richteten Studiengängen die §§ 65 bis 70 und § 71 
Absatz  1 und 2 des Hochschulgesetzes 2004 ent-
sprechend.“

 d)  Folgender Absatz 4 wird angefügt:

   „(4) Zugang zu einem Studiengang, der mit einem 
Mastergrad abgeschlossen wird, hat, wer einen ers-
ten berufsqualifi zierenden Abschluss nachweist, 
auf dem der Masterstudiengang aufbaut. Ab-
schlüsse von akkreditierten Bachelorausbildungs-
gängen an Berufsakademien sind Bachelorab-
schlüssen von Hochschulen gleichgestellt. Die Prü-
fungsordnungen können bestimmen, dass für einen 
Studiengang nach Satz  1 ein vorangegangener 
qualifi zierter Abschluss nachzuweisen ist.“

3.  § 27a wird wie folgt gefasst:

  „§ 27a
  Besondere Regelungen für Studierende im Bereich 

der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung 
Nordrhein-Westfalen

  (1) Soweit § 26 Absatz 3 dieses Gesetzes nicht entge-
gensteht, gelten an der Hochschule für Polizei und öf-
fentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen §  2 Ab-
satz 4 und die §§ 81 bis 84, 85 bis 87, 89, 90, 92, 93, 95 
und 96 des Hochschulgesetzes 2004 für alle angebote-
nen Studiengänge mit Maßgaben der folgenden Ab-
sätze entsprechend. Die Grundordnung kann bestim-
men, dass das Verkündungsblatt zusätzlich oder aus-
schließlich in Gestalt einer elektronischen Ausgabe 
erscheint, die über öffentlich zugängliche Netze ange-
boten wird. § 82 Absatz 3 des Hochschulgesetzes 2004 
gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Dekans 
die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule 
tritt.

  (2) Unbeschadet des Absatzes 1 und beamtenrechtli-
cher Bestimmungen wird die Hochschule für Polizei 
und öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen er-
mächtigt, in Studienordnungen ergänzende Regelun-
gen zur Durchführung des Studiums und zu Prü-
fungsleistungen in ihren Studiengängen zu treffen, 
dies gilt für die zertifi zierten Weiterbildungsangebote 
entsprechend. Die Studienordnungen müssen insbe-
sondere regeln:

 1.  das Ziel des Studiums, den zu verleihenden Hoch-
schulgrad und die Zahl der Module,

 2.  den Inhalt, das Qualifi kationsziel, die Lehrform, 
die Teilnahmevoraussetzungen, die Arbeitsbelas-
tung und die Dauer der Prüfungsleistungen der 
Module,

 3.  die Voraussetzungen der in den Studiengang inte-
grierten Auslandsaufenthalte, Praxismodule oder 
anderen berufspraktischen Studienphasen,
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 4.  die Anzahl von und die Voraussetzungen für Wie-
derholungsmöglichkeiten von Prüfungs- und Stu-
dienleistungen,

 5.  nachteilsausgleichende Regelungen für Studie-
rende, die auf Grund einer Behinderung oder chro-
nischen Erkrankung oder auf Grund der mutter-
schutzrechtlichen Bestimmungen an der Ableis-
tung einer Prüfungs- und Studienleistung in der 
Studienordnung vorgesehenen Weise gehindert 
sind,

 6.  die Grundsätze der Bewertung einzelner Prüfungs- 
und Studienleistungen,

 7.  die Anerkennung von in anderen Studiengängen 
oder an anderen Hochschulen erbrachten Studien-
zeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen, 
einschließlich der Höchstfristen für die Anerken-
nung,

 8.  die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren,

 9.  die Folgen der Nichterbringung von Prüfungs- und 
Studienleistungen und des Rücktritts von einer 
Prüfung bis hin zum Ausschluss vom Studium,

 10.  das in der Hochschule einheitlich geregelte Nä-
here zur Art und Weise der Erbringung des Nach-
weises der krankheitsbedingten Prüfungsunfähig-
keit,

 11.  die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschrif-
ten unter Einschluss der Möglichkeit eines Aus-
schlusses von der Wiederholung der Prüfungs- und 
Studienleistung sowie vom Studium und

 12.  die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzel-
nen Prüfungs- und Studienleistungen und die Fer-
tigung einer Kopie oder einer sonstigen originalge-
treuen Reproduktion.

  (3) Die Studienordnungen können regeln:

 1.  die Möglichkeit der Erbringung von Prüfungs- und 
Studienleistungen in elektronischer Form oder in 
elektronischer Kommunikation und

 2.  den Zeitpunkt, bis zu dem eine Prüfungs- und Stu-
dienleistung zu erbringen ist, sowie die Folgen der 
Nichterbringung der Leistung bis zu diesem Zeit-
punkt bis hin zum Ausschluss vom Studium.“

Artikel 9
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht aus Artikel 13 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
(Recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung) einge-
schränkt.

Artikel 10
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 23. Juni 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Zugleich für die Ministerin für Schule und Bildung

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Finanzen 

sowie für den Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten sowie Internationales

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 
und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Der Minister für Verkehr

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
Zugleich für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Teil 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Grundsätze

(1) Wohnraum muss sich zu jeder Zeit in einem Zustand 
befi nden, der seinen Gebrauch zu Wohnzwecken ohne er-
hebliche Beeinträchtigungen zulässt. Er muss so benutzt 
werden, dass Bewohnerinnen und Bewohner sowie 
Nachbarinnen und Nachbarn nicht gefährdet oder unzu-
mutbar belästigt werden. Die Sätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend für Unterkünfte im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Die Gemeinden haben die Aufgabe, auf die Instand-
setzung, die Erfüllung von Mindestanforderungen und 
die ordnungsmäßige Nutzung von Wohnraum oder Un-
terkünften hinzuwirken und die dazu erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen (Wohnungsaufsicht). Die Gemein-
den nehmen diese Aufgabe als Selbstverwaltungsangele-
genheit wahr.

§ 2 
Hilfe bei der Wohnraumbeschaffung

Die Gemeinden sollen Wohnungssuchende, soweit sie der 
Hilfe bedürfen, bei der Beschaffung von Wohnraum un-
terstützen. Ein Rechtsanspruch auf die Beschaffung ei-
ner Wohnung besteht nicht.  

§ 3
Begriffe und Anwendbarkeit

(1) Wohnraum im Sinne dieses Gesetzes ist jeder ein-
zelne Raum, der zu Wohnzwecken objektiv geeignet und 
subjektiv bestimmt ist.

(2) Für Wohnraum, der zu anderen als zu Wohnzwecken 
genutzt wird, gelten die Vorschriften des Teils 3 dieses 
Gesetzes, soweit die Gemeinde eine Zweckentfrem-
dungssatzung erlassen hat.

(3) Eine Unterkunft ist eine bauliche Anlage, die an Ar-
beitnehmerinnen oder Arbeitnehmer oder an selbstän-
dige Werkvertragsnehmerinnen oder Werkvertragsneh-
mer zu Wohnzwecken in der Freizeit vermietet oder 
überlassen wird, bei der es sich aber nicht um Wohnraum 
im Sinne dieses Gesetzes handelt. Insbesondere können 
auch Beherbergungsstätten und Heime Unterkünfte im 
Sinne dieses Gesetzes sein, soweit die tatsächliche Nut-
zung der einer Unterkunft entspricht. Abweichend hier-
von gelten Gemeinschaftsunterkünfte, für die eine Ver-
pfl ichtung eines Arbeitgebers nach der Arbeitsstätten-
verordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179) in der 
jeweils geltenden Fassung besteht, nicht als Unterkünfte 
im Sinne dieses Gesetzes.

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für den 
geförderten Wohnraum im Sinne des Gesetzes zur Förde-

rung und Nutzung von Wohnraum für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S.  772) in der jeweils geltenden Fassung, soweit dessen 
Regelungen nicht entgegenstehen.

(5) Eine Verfügungsberechtigte oder ein Verfügungsbe-
rechtigter ist, wer aufgrund eines dinglichen Rechts zum 
Besitz des Wohnraums berechtigt ist. Verfügungsberech-
tigten stehen die von ihnen Beauftragten sowie Vermiete-
rinnen oder Vermieter sowie Betreiber einer Unterkunft 
gleich.

(6) Eine Nutzungsberechtigte oder ein Nutzungsberech-
tigter ist, wer aus dem Wohnraum oder der Unterkunft 
den Nutzen ziehen kann. Eine Bewohnerin oder ein Be-
wohner ist, wer aufgrund des Mietverhältnisses oder ei-
nes sonstigen Rechts den Wohnraum oder die Unterkunft 
bewohnt oder benutzt.

(7) Die §§ 4 bis 10 fi nden keine Anwendung auf den von 
der oder dem Verfügungsberechtigten eigengenutzten 
Wohnraum. 

Teil 2
Anforderungen an den Wohnraum

§ 4
Anordnungsbefugnis

(1) Entspricht die Beschaffenheit von 

1.  Wohnraum nicht den Mindestanforderungen an ange-
messene Wohnverhältnisse nach § 5 oder 

2.  eine Unterkunft nicht den Mindestanforderungen an 
eine Unterbringung in Unterkünften nach § 7

so soll die Gemeinde anordnen, dass die oder der Verfü-
gungsberechtigte die Mindestanforderungen zu erfüllen 
hat.

(2) Sind 

1.  an Wohnraum Arbeiten unterblieben oder unzurei-
chend ausgeführt worden, die zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung des für den Gebrauch zu Wohn-
zwecken geeigneten Zustands nach § 6, oder

2.  in Unterkünften Arbeiten unterblieben oder unzurei-
chend ausgeführt worden, die zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung des für den Gebrauch zu Unter-
kunftszwecken geeigneten Zustands nach § 7

notwendig gewesen wären, so soll die Gemeinde anord-
nen, dass die oder der Verfügungsberechtigte die erfor-
derlichen Maßnahmen nachholt. Die Anordnung setzt 
voraus, dass der Gebrauch zu Wohnzwecken oder als Un-
terkunft erheblich beeinträchtigt ist oder die Gefahr ei-
ner solchen Beeinträchtigung besteht.

§ 5
Erfüllung von Mindestanforderungen an Wohnraum

(1) Angemessene Wohnverhältnisse setzen voraus, dass 
Mindestanforderungen an Wohnraum erfüllt sind. Die 
Mindestanforderungen sind insbesondere nicht erfüllt, 
wenn

1.  die zentrale Stromversorgung oder bei Zentralheizun-
gen die zentrale Versorgung mit Heizenergie fehlt oder 
ungenügend ist,

2.  Heizungsanlagen, Feuerstätten oder ihre Verbindun-
gen mit den Schornsteinen fehlen oder ungenügend 
sind,

3.  Wasserversorgung, Entwässerungs- oder sanitäre An-
lagen fehlen oder ungenügend sind,

4.  die Voraussetzungen zum Anschluss eines Herdes oder 
einer Kochmöglichkeit, von elektrischer Beleuchtung 
oder elektrischen Geräten fehlen oder ungenügend 
sind,

5.  kein ausreichender Schutz gegen Witterungseinfl üsse 
oder Feuchtigkeit besteht,

6.  nicht wenigstens ein zum Aufenthalt bestimmter 
Raum der Wohnung eine Wohnfl äche von mindestens 
10 Quadratmetern hat oder
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7.  nicht wenigstens ein zum Aufenthalt bestimmter 
Raum ausreichend belüftbar oder durch Tageslicht 
beleuchtet ist.

Die Ausstattung im Sinne der Nummern 1 bis 4 ist unge-
nügend, wenn kein ordnungsgemäßer Betrieb möglich 
ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Balkone und Loggien 
sowie für Räume und Anlagen, die zwar nicht zur Woh-
nung selbst gehören, die aber zur bestimmungsgemäßen 
Nutzung der Wohnung unmittelbar erforderlich sind 
oder deren Benutzung im direkten Zusammenhang mit 
der Nutzung der Wohnung stehen. Satz 1 gilt insbeson-
dere für Aufzüge, Treppen, Türschließ- oder Beleuch-
tungsanlagen in allgemein zugänglichen Räumen sowie 
entsprechend auch für Außenanlagen, insbesondere für 
Zugänge zum Gebäude, Innenhöfe und Spielfl ächen.

§ 6
Instandsetzungserfordernis von Wohnraum

(1) Der Gebrauch zu Wohnzwecken ist insbesondere 
dann erheblich beeinträchtigt, wenn

1.  Heizungsanlagen, Feuerstätten oder ihre Verbindun-
gen mit den Schornsteinen sich nicht ordnungsgemäß 
benutzen lassen, 

2.  Dächer, Wände, Decken, Fußböden, Fenster oder Türen 
keinen ausreichenden Schutz gegen Witterungsein-
fl üsse oder gegen Feuchtigkeit bieten,

3.  Wasserversorgung, Entwässerungs- oder sanitäre An-
lagen sich nicht ordnungsgemäß benutzen lassen oder 

4.  Aufzüge, Treppen oder Beleuchtungsanlagen in allge-
mein zugänglichen Räumen sich nicht ordnungsgemäß 
benutzen lassen. 

(2) § 5 Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 7
Mindestanforderungen an die Unterbringung in 

 Unterkünften

(1) Unterkünfte im Sinne dieses Gesetzes sind an unge-
fährdeter Stelle bereitzustellen.

(2) Unterkünfte sind entsprechend ihrer Belegungszahl 
mit Wohn-, Ess- und Schlafbereich sowie Sanitäreinrich-
tungen auszustatten. Für Unterkünfte sind die §§  3, 3a 
der Arbeitsstättenverordnung und Nummer  4.4 des An-
hangs der Arbeitsstättenverordnung sowie die Techni-
schen Regeln für Arbeitsstätten – Unterkünfte – ASR 
A4.4 vom 10. Juni 2010 (GMBl. S. 751) in der jeweils gel-
tenden Fassung entsprechend anwendbar.

(3) Verfügungsberechtigte haben die Einrichtung einer 
Unterkunft außerhalb eines Betriebsgeländes vor deren 
Inbetriebnahme der Gemeinde anzuzeigen. Zugleich ha-
ben sie ein Betriebskonzept vorzulegen. Die oder der Ver-
fügungsberechtigte beziehungsweise eine beauftragte 
Person hat darüber hinaus zur Sicherstellung eines ge-
ordneten Betriebs oder einer geordneten Nutzung stän-
dig erreichbar zu sein. Auf die zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes bestehenden Unterkünfte 
sind Satz 1 bis 3 entsprechend anzuwenden. 

§ 8
Ausnahmen

(1) Von Anordnungen nach § 4 kann für die Dauer eines 
Jahres abgesehen werden, wenn die oder der Verfügungs-
berechtigte nachgewiesen hat, dass der Wohnraum oder 
die Unterkunft auf Grund der ihr oder ihm erteilten Ge-
nehmigung der zuständigen Behörde anderen als Wohn-
zwecken zugeführt, insbesondere beseitigt werden darf.

(2) Von einer Anordnung ist abzusehen oder eine schon 
erlassene Anordnung ist aufzuheben, soweit die oder der 
Verfügungsberechtigte nachweist, dass eine Instandset-
zung unter Ausschöpfung aller Finanzierungsmöglich-
keiten im Rahmen der Wirtschaftlichkeit des Objekts 
nicht fi nanziert werden kann. Dies gilt nicht für Unter-
künfte nach § 3 Absatz 3. 

(3) Das Recht, Maßnahmen zur Abwehr einer Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung oder zum Schutz 
der Gesundheit anzuordnen, bleibt unberührt.

§ 9
Unbewohnbarkeitserklärung

(1) Die Gemeinde kann 

1.  Wohnraum für unbewohnbar erklären, wenn die Min-
destanforderungen im Sinne von §  5 Absatz  1 nicht 
erfüllt sind oder wenn Mängel der in § 6 Absatz 1 ge-
nannten Art den Gebrauch zu Wohnzwecken erheblich 
beeinträchtigen oder

2.  eine Unterkunft für unbewohnbar erklären, wenn die 
Mindestanforderungen im Sinne von § 7 nicht erfüllt 
sind oder Mängel den Gebrauch zu Unterkunftszwe-
cken erheblich beeinträchtigen

und deswegen gesundheitliche Schäden für die Bewoh-
nerinnen und Bewohner zu befürchten sind (Unbewohn-
barkeitserklärung). 

(2) Die Gemeinde kann leerstehenden Wohnraum für un-
bewohnbar erklären, wenn Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass der Wohnraum wieder einer Wohnnutzung zu-
geführt werden könnte und sich nicht in einem Zustand 
befi ndet, der seinen Gebrauch zu Wohnzwecken nach 
§§ 5 und 6 zulässt. Dies gilt entsprechend für eine leer-
stehende Unterkunft, wenn die Mindestanforderungen 
nach § 7 nicht erfüllt sind.

(3) Die Unbewohnbarkeitserklärung ist der oder dem 
Verfügungsberechtigten und den Bewohnerinnen oder 
Bewohnern bekannt zu geben. 

(4) Wer einen für unbewohnbar erklärten Wohnraum 
oder eine für unbewohnbar erklärte Unterkunft be-
wohnt, ist verpfl ichtet, diesen bis zu einem von der Ge-
meinde zu bestimmenden Zeitpunkt zu räumen. Die 
 Gemeinde soll im Falle des Absatzes 5 Satz 1 keinen frü-
heren als den Zeitpunkt bestimmen, in dem Ersatzwohn-
raum zu zumutbaren Bedingungen zur Verfügung steht. 
Dieses gilt jedoch nicht, wenn auf Grund des Zustands 
des Wohngebäudes, der Wohnung, des Wohnraums oder 
der Unterkunft eine unmittelbare Gefahr für Leib, Leben 
und Gesundheit der Bewohnerinnen oder der Bewohner 
besteht. 

(5) Die oder der Verfügungsberechtigte hat auf Verlangen 
der Gemeinde dafür zu sorgen, dass die Bewohnerinnen 
oder Bewohner anderweitig zu zumutbaren Bedingungen 
untergebracht werden, soweit sie oder er die Unbewohn-
barkeit zu vertreten hat. Geschieht dies nicht binnen an-
gemessener Frist, kann die Gemeinde die Unterbringung 
ganz oder teilweise selbst übernehmen und der oder dem 
Verfügungsberechtigten die Kosten auferlegen. 

(6) Der für unbewohnbar erklärte Wohnraum oder die 
Unterkunft darf nicht mehr für Wohnzwecke oder für 
Unterkunftszwecke überlassen oder in Benutzung ge-
nommen werden. Die oder der Verfügungsberechtigte hat 
auf Verlangen der Gemeinde für unverzügliche Räumung 
zu sorgen.

§ 10 
Belegung

(1) Wohnungen dürfen nur überlassen oder benutzt wer-
den, wenn für jede Person eine Wohnfl äche von mindes-
tens 10 Quadratmetern vorhanden ist. Für Unterkünfte 
ist § 7 Absatz 2 anzuwenden. 

(2) Einzelne Wohnräume dürfen nur überlassen oder be-
nutzt werden, wenn für jede Person eine Wohnfl äche von 
mindestens 8 Quadratmetern vorhanden ist und Neben-
räume zur Mitbenutzung zur Verfügung stehen. Stehen 
Nebenräume nicht ausreichend zur Verfügung, muss für 
jede Person eine Wohnfl äche von mindestens 10 Quadrat-
metern vorhanden sein. 

(3) Die Gemeinde kann von der oder dem Verfügungsbe-
rechtigten oder von den Bewohnerinnen oder Bewohnern 
verlangen, dass bis zu einem von ihr zu bestimmenden 
Zeitpunkt so viele Bewohnerinnen oder Bewohner die 
Wohnungen, Wohnräume oder die Unterkunft räumen, 
wie zur Herstellung einer ordnungsgemäßen Belegung 
nach den vorstehenden Absätzen notwendig ist. Dabei 
sollen der Zeitpunkt des Einzugs sowie die besonderen 
persönlichen und familiären Verhältnisse berücksichtigt 
werden. Bei dem Räumungsverlangen sind soziale Här-
ten zu vermeiden. Die Räumung ist erst für einen Zeit-
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punkt anzuordnen, in dem Ersatzwohnraum zu zumut-
baren Bedingungen zur Verfügung steht.

§ 11 
Benutzung

(1) In Wohnraum oder in Unterkünften dürfen

1.  Gegenstände oder Stoffe nicht so und nicht in solchen 
Mengen gelagert und

2.  Tiere nicht von solcher Art und nicht in solcher Zahl 
gehalten werden,

dass die Bewohnerinnen oder Bewohner oder Dritte ge-
fährdet oder unzumutbar belästigt werden. 

(2) Die Gemeinde kann Maßnahmen anordnen, die zur 
Herstellung eines den Anforderungen des Absatzes 1 
entsprechenden Zustandes erforderlich sind. Die Anord-
nungen müssen sich an die Verursacherin oder den Verur-
sacher oder an die Verfügungsberechtigte oder den Verfü-
gungsberechtigten richten.

(3) § 5 Absatz 2 gilt entsprechend.

Teil 3
Zweckentfremdung von Wohnraum

§ 12
Zweckentfremdungssatzung

(1) Gemeinden können für Gebiete, in denen die ausrei-
chende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen 
zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist 
und die in einer Landesverordnung gegenständlich sind, 
oder für Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf durch 
Satzung mit einer Geltungsdauer von höchstens fünf 
Jahren bestimmen, dass Wohnraum nur mit ihrer Geneh-
migung überwiegend anderen als Wohnzwecken zuge-
führt werden darf. Die Gemeinden haben in der Satzung 
nach Satz  1 darzulegen, welche Maßnahmen sie ergrei-
fen, um die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum 
in dem in der Satzung bestimmten Zeitraum zu verbes-
sern. Sie können zu den nachfolgenden Bestimmungen 
Näheres in den Satzungen regeln, soweit sie den gesetz-
lichen Regelungen nicht widersprechen.

(2) Eine Zweckentfremdung im Sinne dieses Gesetzes 
liegt vor, wenn Wohnraum zu anderen als Wohnzwecken 
verwendet wird. Ohne Genehmigung verboten ist jedes 
Handeln oder Unterlassen Verfügungsberechtigter oder 
Nutzungsberechtigter, durch das Wohnraum seiner ei-
gentlichen Zweckbestimmung entzogen wird. Als 
Zweckentfremdung gelten insbesondere

1.  die Verwendung oder Überlassung zu mehr als 50 Pro-
zent der Gesamtwohnfl äche für gewerbliche oder be-
rufl iche Zwecke,

2.  die Nutzung von Wohnraum für mehr als drei Monate, 
längstens 90 Tage, im Kalenderjahr für Zwecke der 
Kurzzeitvermietung,

3.  die Beseitigung von Wohnraum,

4.  die bauliche Veränderung oder Umnutzung von Wohn-
raum, so dass dieser für Wohnzwecke nicht mehr ge-
eignet ist oder 

5.  das Leerstehenlassen von Wohnraum über einen Zeit-
raum von länger als sechs Monaten. 

Abweichend von Satz  3 Nummer  2 gilt für Wohnraum, 
den Studierende angemietet haben, als Zweckentfrem-
dung die Nutzung für Zwecke der Kurzzeitvermietung 
für mehr als sechs Monate, längstens jedoch 180 Tage.

Als Beginn des Leerstehenlassens von Wohnraum gilt 
grundsätzlich das Ende des letzten Mietverhältnisses, bei 
Neubauten der Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit.

(3) Verfügungsberechtigte haben die Verpfl ichtung, 
Zweckentfremdungen im Sinne dieses Gesetzes abzu-
wenden. Wenn Um- oder Neubaumaßnahmen geplant 
sind, und diese Maßnahmen durch ein unbefristetes 
Mietverhältnis erheblich erschwert würden, kann die 
Gemeinde in der Satzung nach Absatz 1 vorsehen, dass 
der Abschluss von Zeitmietverträgen (Zwischenvermie-
tung) oder eine andere Zwischennutzung zu Wohnzwe-
cken zur Abwendung von Zweckentfremdungen durch 

Leerstehenlassen grundsätzlich zumutbar ist. Eine Zwi-
schennutzung ist insbesondere dann nicht zumutbar, 
wenn Belange der Schaffung und Erhaltung sozial stabi-
ler Bewohnerstrukturen entgegenstehen.

§ 13
Genehmigung

(1) Eine Genehmigung nach § 12 ist auf Antrag der oder 
des Verfügungsberechtigten zu erteilen, wenn ein öffent-
liches oder ein berechtigtes Interesse Verfügungsberech-
tigter oder Nutzungsberechtigter an der zweckfremden 
Nutzung vorliegt, welches das öffentliche Interesse am 
Erhalt der Wohnnutzung überwiegt. Die oder der Nut-
zungsberechtigte darf im Einvernehmen mit der oder 
dem Verfügungsberechtigten einen Antrag nach Satz  1 
stellen. 

(2) Ein beachtliches Angebot zur Bereitstellung von Er-
satzwohnraum gleicht das öffentliche Interesse an der 
Erhaltung des Wohnraums in der Regel aus. Ein beacht-
liches Angebot im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn

1.  der Ersatzwohnraum innerhalb des Geltungsbereiches 
der Gemeinde geschaffen wird,

2.  zwischen der Zweckentfremdung und der Bereitstel-
lung von Ersatzwohnraum ein zeitlicher Zusammen-
hang besteht,

3.  die Verfügungsberechtigung über den zweckentfrem-
deten und den Ersatzwohnraum übereinstimmt,

4.  der Ersatzwohnraum nicht kleiner als der durch die 
Zweckentfremdung entfallende Wohnraum ist,

5.  der Ersatzwohnraum nicht als Luxuswohnraum anzu-
sehen ist, der den Standard des durch die Zweckent-
fremdung entfallenden Wohnraums in besonders er-
heblicher Weise überschreitet, und

6.  der Ersatzwohnraum dem Wohnungsmarkt in gleicher 
Weise wie der durch die Zweckentfremdung entfal-
lende Wohnraum zu Verfügung steht.

(3) Über den Antrag auf Erteilung einer Genehmigung 
nach Absatz  1 entscheidet die Gemeinde nach Vorlage 
der vollständigen Unterlagen innerhalb einer Frist von 
drei Monaten. Nach Ablauf der Frist gilt die Genehmi-
gung als erteilt. Eine von Satz 1 abweichende Frist kann 
die Gemeinde in der Zweckentfremdungssatzung festset-
zen.

§ 14
Nebenbestimmungen

(1) Die Genehmigung kann der oder dem Verfügungsbe-
rechtigten sowie der oder dem Nutzungsberechtigten be-
fristet, bedingt oder unter Aufl agen, insbesondere zur 
Leistung einer einmaligen oder laufenden Ausgleichs-
zahlung, erteilt werden. Das Ersatzwohnraumangebot 
kann durch Nebenbestimmungen gesichert werden.

(2) Die Höhe der Ausgleichszahlung soll den Schaden, 
der dem Wohnungsmarkt durch die Zweckentfremdung 
des Wohnraums entsteht, ausgleichen. Die Ausgleichs-
zahlung kann im Einzelfall abgesenkt werden, insbeson-
dere, wenn bei gewerblicher oder berufl icher Nutzung 
die Festsetzung einer Ausgleichszahlung in voller Höhe 
nachweislich zu einer Existenzgefährdung oder Abwan-
derung führen würde. Das Gleiche gilt, wenn die Zweck-
entfremdung nachweislich in erheblichem Maße der Si-
cherung bestehender oder der Schaffung neuer Arbeits-
plätze dient. 

§ 15
Wohnnutzungs-, Räumungs- und 

 Wiederherstellungsgebot

(1) Wird Wohnraum entgegen § 12 Absatz 2 zu anderen 
als Wohnzwecken genutzt, so kann die Gemeinde anord-
nen, dass der Wohnraum wieder Wohnzwecken zuzufüh-
ren ist (Wohnnutzungsgebot). Die Gemeinde setzt hierfür 
eine Frist, die im Regelfall zwei Monate beträgt. Die Ge-
meinde kann auch die Räumung anordnen (Räumungs-
gebot).

(2) Ist Wohnraum entgegen §  12 Absatz  2 so verändert 
worden, dass er nicht mehr für Wohnzwecke geeignet ist, 
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so kann die Gemeinde anordnen, dass der frühere Zu-
stand wiederhergestellt oder ein zumindest gleichwerti-
ger Zustand geschaffen wird (Wiederherstellungsgebot). 
Ein Wiederherstellungsgebot scheidet aus, soweit die 
Wiederherstellung unzumutbar wäre. Dies ist der Fall, 
wenn die Herstellungskosten die ortsüblichen Kosten für 
einen Neubau in gleicher Größe, Ausstattung und am 
gleichen Standort überschreiten würden. Ist die Wieder-
herstellung des früheren Zustandes nicht oder nur mit 
unzumutbarem Aufwand möglich, so kann die Gemeinde 
die Schaffung von Ersatzwohnraum nach § 13 Absatz 2 
oder die Zahlung einer einmaligen Ausgleichszahlung 
nach § 14 Absatz 1 verlangen. 

Teil 4
Verfahren

§ 16
Allgemeine Auskunftspfl icht

(1) Verfügungsberechtigte, Nutzungsberechtigte, Bewoh-
nerinnen und Bewohner, Verwalterinnen und Verwalter, 
Vermittlerinnen und Vermittler, Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber sowie Energie- und Wasserversorger haben 
unentgeltlich Auskünfte zu geben und Unterlagen vorzu-
legen, soweit es im Einzelfall zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlich ist. Verwalterinnen und Verwalter, 
Vermittlerinnen und Vermittler, Energie- und Wasserver-
sorger sowie Diensteanbieter nach Absatz  2 sollen nur 
dann herangezogen werden, wenn und soweit der Sach-
verhalt dadurch einfacher oder zügiger aufgeklärt wer-
den kann. Satz 1 gilt auch für das Personal und Beauf-
tragte der in Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 genannten Aus-
kunftspfl ichtigen. 

(2) Absatz  1 Satz  1 gilt auch für Diensteanbieter im 
Sinne des Telemediengesetzes vom 26.  Februar 2007 
(BGBl. I S. 179), in der jeweils geltenden Fassung und für 
die Anbieter von Druckerzeugnissen und anderer Me-
dien. Kommt ein Diensteanbieter seiner Pfl icht nach 
Satz 1 nicht innerhalb von zwei Wochen nach, hat er auf 
Verlangen der Gemeinde Angebote, Werbung oder wei-
tere Informationen, auf die sich das Auskunftsverlangen 
bezog, von den von ihm betriebenen Internetseiten un-
verzüglich zu entfernen.

§ 17
Besondere Pfl ichten in Gemeinden mit einer Zweck-
entfremdungssatzung, Wohnraum-Identitätsnummer

(1) Wird Wohnraum in Gemeinden mit einer Zweckent-
fremdungssatzung ab Beginn des Leerstehenlassens 
nicht innerhalb von sechs Monaten zu Wohnzwecken ge-
nutzt, so haben die Verfügungsberechtigten dies der Ge-
meinde unverzüglich anzuzeigen. Sie haben die Gründe 
hierfür anzugeben und nachzuweisen sowie Belegenheit, 
Größe, wesentliche Ausstattung und die vorgesehene 
Miete mitzuteilen.

(2) Zeigt die oder der Verfügungsberechtigte gemäß Ab-
satz  1 das Leerstehenlassen und die damit verbundene 
konkrete Absicht von Um- oder Neubaumaßnahmen an, 
gilt die Genehmigung zum Leerstehenlassen nach §  13 
für die Dauer des durch die baulichen Maßnahmen be-
dingten Leerstehenlassens als erteilt, wenn die Ge-
meinde nicht innerhalb von acht Wochen widerspricht. 
In der Anzeige sind neben der Belegenheit und Größe die 
Anzahl der betroffenen Wohneinheiten sowie Art, Um-
fang und voraussichtliche Dauer der baulichen Maßnah-
men anzugeben und nachzuweisen (erweiterte Anzeige 
mit Genehmigungsfi ktion). Widerspricht die Gemeinde 
im Sinne des Satzes 1, gilt die erweiterte Anzeige als An-
trag auf Erteilung einer Genehmigung zum Leerstehen-
lassen nach § 13.

(3) Erlangt die Gemeinde gemäß Absatz 1 Kenntnis über 
das Leerstehenlassen von Wohnraum und liegt keine er-
weiterte Anzeige mit Genehmigungsfi ktion nach Ab-
satz 2 oder eine Genehmigung nach § 13 vor, so hat die 
oder der Verfügungsberechtigte auf Verlangen der Ge-
meinde die Vermietungsabsicht nachzuweisen. 

(4) Wird Wohnraum in Gemeinden mit einer Zweckent-
fremdungssatzung zum Zwecke der Kurzzeitvermietung 
überlassen oder entsprechend genutzt, so hat die oder 
der Verfügungsberechtigte oder die oder der Nutzungs-

berechtigte dies der Gemeinde vor der Überlassung des 
Wohnraums anzuzeigen. Sie oder er hat den Familienna-
men, den Vornamen, die Anschrift, das Geburtsdatum, 
die Belegenheit der Wohnung, die Verwendung als 
Haupt- oder als Nebenwohnung und den verwendeten 
oder beabsichtigten Vertriebsweg für die Gebrauchs-
überlassung des Wohnraums anzugeben. Wenn sich die 
nach Satz  2 anzugebenden Daten ändern, haben Verfü-
gungsberechtigte sowie die oder der Nutzungsberech-
tigte dies der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen.

(5) Die Gemeinde teilt der oder dem ordnungsgemäß An-
zeigenden nach Absatz  4 unverzüglich eine amtliche 
Nummer (Wohnraum-Identitätsnummer) mit. Diese Mit-
teilung kann vollständig automatisiert erfolgen. Verfü-
gungsberechtigte oder Nutzungsberechtigte haben die 
Wohnraum-Identitätsnummer stets und für die Öffent-
lichkeit gut sichtbar anzugeben, wenn sie oder er die 
Nutzung des Wohnraums zum Zwecke der Kurzzeitver-
mietung anbietet oder dafür wirbt. Die Gemeinde kann 
die Gültigkeit der Wohnraum-Identitätsnummer befris-
ten. Eine nach Ablauf der Befristung gültige weitere 
Wohnraum-Identitätsnummer wird erst nach erneuter 
Anzeige nach Absatz 4 mitgeteilt. Die Wohnraum-Identi-
tätsnummer erlischt, sobald die oder der Anzeigende 
nicht mehr persönlich Nutzungsberechtigter des angege-
benen Wohnraums ist oder aus anderen Gründen die Vor-
aussetzungen des Absatzes 4 nicht mehr vorliegen. Verfü-
gungsberechtigte oder Nutzungsberechtigte haben auf 
Verlangen der Gemeinde den Nachweis über die Einhal-
tung der Voraussetzungen des § 12 Absatz 2 Satz 3 Num-
mer 2 zu führen.

(6) Jede einzelne Überlassung von Wohnraum zum Zwe-
cke der Kurzzeitvermietung in Gemeinden mit einer 
Zweckentfremdungssatzung haben Verfügungsberech-
tigte oder Nutzungsberechtigte der Gemeinde zudem je-
weils spätestens am zehnten Tag nach Beginn der Über-
lassung anzuzeigen. Erfolgt keine Anzeige, erlischt die 
Wohnraum-Identitätsnummer.

(7) Wird eine Genehmigung nach § 13 in Verbindung mit 
§ 12 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 für die Überlassung von 
Wohnraum zum Zwecke der Kurzzeitvermietung erteilt, 
wird mit der Genehmigung unverzüglich eine Wohn-
raum-Identitätsnummer vergeben. Die Absätze 4 und 5 
gelten entsprechend. Wird die Genehmigung befristet er-
teilt, ist auch die Wohnraum-Identitätsnummer für den-
selben Zeitraum befristet.

(8) Wer unter Nutzung eines Telemediendienstes oder ei-
nes Druckerzeugnisses oder anderen Mediums, in dem 
überwiegend Angebote oder Werbung für die Überlas-
sung von Wohnraum zum Zwecke der Kurzzeitvermie-
tung angezeigt werden oder angezeigt werden können, 
ohne einer gesetzlichen Impressumspfl icht zu unterliegen 
und dieser nachzukommen, die Überlassung von ein oder 
mehreren Räumen in Gemeinden mit einer Zweckent-
fremdungssatzung anbietet oder bewirbt, hat dies zuvor 
der Gemeinde anzuzeigen. Die Absätze 4 und 5 gelten 
entsprechend.

(9) Wer es Dritten ermöglicht, Angebote oder Werbung 
für die Überlassung von Räumen, die der öffentlichen 
Angabe einer Wohnraum-Identitätsnummer nach Ab-
satz  5, auch in Verbindung mit Absatz  7 oder Absatz  8, 
bedürfen, zu veröffentlichen oder daran mitwirkt, hat si-
cherzustellen, dass diese Angebote oder Werbung nicht 
ohne eine öffentlich sichtbare Wohnraum-Identitätsnum-
mer veröffentlicht werden oder veröffentlicht sind.

§ 18
Mitwirkungs- und Duldungspfl ichten

(1) Verfügungsberechtigte, Nutzungsberechtigte sowie 
Bewohnerinnen und Bewohner sind verpfl ichtet, den Be-
auftragten der Gemeinden das Betreten des Wohnraumes 
oder der Unterkunft zu gestatten, wenn dies für die Ent-
scheidung über eine Maßnahme nach diesem Gesetz er-
forderlich ist, insbesondere die Einholung von Auskünf-
ten nicht ausreicht. Die Gemeinde kann auch anordnen, 
dass Verfügungsberechtigte, Nutzungsberechtigte sowie 
Bewohnerinnen und Bewohner persönlich erscheinen. 

(2) Verfügungsberechtigte, Nutzungsberechtigte sowie 
Bewohnerinnen und Bewohner sind verpfl ichtet, die 
nach diesem Gesetz angeordneten Maßnahmen zu dul-
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den und, soweit erforderlich, den Wohnraum oder die 
Unterkunft vorübergehend zu räumen.

§ 19

Freiwillige Abhilfe, Informationsrecht und Sofortvollzug

(1) Bevor die Gemeinde eine Anordnung mit Bezug zu 
den Anforderungen an den Wohnraum oder an eine Un-
terkunft gemäß §§ 4 bis 11 erlässt, sollen die Verpfl ichte-
ten unter Fristsetzung zur freiwilligen Abhilfe veranlasst 
werden. Die Gemeinde kann auf den Abschluss eines öf-
fentlich-rechtlichen Vertrages mit einer Unterwerfung 
unter die sofortige Vollstreckung hinwirken, in dem die 
zur Abhilfe erforderlichen Maßnahmen von der oder dem 
Verpfl ichteten zugesagt sowie die Fristen genannt sind. 

(2) Die Gemeinde hat vor der Anordnung von Maßnah-
men den Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Ihre Stellungnahmen sollen angemessen berück-
sichtigt werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 fi nden keine Anwendung, wenn 
Art und Umfang der Mängel oder der Verstöße es erfor-
dern, dass die Gemeinde eine Anordnung sofort erlässt.

(4) Tritt ein Mangel wiederholt auf, kann die Gemeinde 
von der freiwilligen Abhilfe nach Absatz 1 absehen. 

(5) Verfügungsberechtigte oder Nutzungsberechtigte 
können von Anordnungen und Genehmigungen, die sie 
berühren und an die Bewohnerinnen und Bewohner ge-
richtet werden, eine Durchschrift erhalten. Dies gilt ent-
sprechend für Bewohnerinnen und Bewohner bei Anord-
nungen oder Genehmigungen, die sich an die Verfü-
gungsberechtigten oder Nutzungsberechtigten richten.

(6) Auf der Grundlage dieses Gesetzes erlassene Verwal-
tungsakte sind nach § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 der 
Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der 
jeweils geltenden Fassung sofort vollziehbar und gelten 
auch für und gegen die Rechtsnachfolgerin oder den 
Rechtsnachfolger.

§ 20

Ersatzvornahme

(1) Für Kosten der Ersatzvornahme von Anordnungen 
nach diesem Gesetz gilt §  59 des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar  2003 (GV. NRW. S.  156, ber. 
2005 S. 818), in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Die Kosten der Ersatzvornahme für Anordnungen 
nach diesem Gesetz ruhen als öffentliche Last auf dem 
Grundstück beziehungsweise auf den grundstücksglei-
chen Rechten.

Teil 5

Ordnungswidrigkeiten und Schlussvorschriften

§ 21

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1.  einer unanfechtbaren Anordnung der Gemeinde 
nach §§ 4, 11 Absatz 2, § 15 oder § 18 Absatz 1 nicht 
oder nicht fristgemäß nachkommt,

2.  entgegen § 7 Absatz 1 bauliche Anlagen, die als Un-
terkünfte im Sinne dieses Gesetzes betrieben oder 
genutzt werden, an gefährdeter Stelle bereitstellt,     

3.  entgegen § 7 Absatz 3 der Anzeigepfl icht und Vorlage 
des Betriebskonzepts nicht, verspätet oder unvoll-
ständig nachkommt, 

4.  entgegen § 7 Absatz 3 Satz 3 nicht ständig erreich-
bar ist,

5.  einem Verlangen der Gemeinde nach §  9 Absatz  5 
oder 6 nicht nachkommt,

6.  entgegen §  9 Absatz  6 oder §  10 Absatz  1 oder 2 
Wohnungen oder Wohnräume überlässt,

7.  entgegen §  12 Absatz  2 ohne die erforderliche Ge-
nehmigung Wohnraum für andere als Wohnzwecke 
verwendet oder überlässt,

8.  entgegen §  12 Absatz  3 eine Zweckentfremdung 
nicht abwendet, obwohl dies zumutbar war,

9.  entgegen § 14 Absatz 1 einer mit einer Genehmigung 
verbundenen Aufl age nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt,

10.  entgegen § 16 Absatz 1 oder § 17 Absatz 4 Auskünfte 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig gibt, oder 
Unterlagen nicht oder nicht vollständig vorlegt,

11.  entgegen § 17 Absatz 1 die Anzeige nicht oder nicht 
rechtzeitig vornimmt, oder die Angaben nicht oder 
nicht rechtzeitig macht, oder die Nachweise nicht 
oder nicht rechtzeitig erbringt,

12.  entgegen §  17 Absatz  5 Satz  3 auch in Verbindung 
mit §  17 Absatz  7 oder Absatz  8 die Wohnraum-
Identitätsnummer nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig oder eine ungültige, falsche oder ge-
fälschte Wohnraum-Identitätsnummer angibt,

13.  entgegen § 17 Absatz 6 Satz 1 die Überlassung von 
Wohnraum nicht, nicht rechtzeitig oder nicht voll-
ständig angibt,

14.  einer aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Rechts-
verordnung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsver-
ordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist oder

15.  einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Ge-
meinde zuwiderhandelt, die aufgrund dieses Geset-
zes oder aufgrund einer nach diesem Gesetz ergan-
genen Rechtsverordnung erlassen worden ist, sofern 
die Anordnung auf die Bußgeldvorschrift verweist.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer  7 ist auch der Ver-
such ordnungswidrig.

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1.  ohne die erforderliche Genehmigung für die zweck-
fremde Verwendung des Wohnraums gemäß §  12 Ab-
satz  2 erhalten zu haben, dessen Überlassung zum 
Zwecke der Kurzzeitvermietung anbietet oder dafür 
wirbt,

2.  Angebote oder Werbung im Sinne der Nummer 1 ver-
breitet oder deren Verbreitung ermöglicht oder

3.  es entgegen § 17 Absatz 9 ermöglicht oder daran mit-
wirkt, Angebote oder Werbung ohne Wohnraum-Iden-
titätsnummer zu veröffentlichen oder seiner Entfer-
nungspfl icht nach Absatz 3 oder § 17 Absatz 2 Satz 2 
nicht nachkommt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann auch dann geahndet wer-
den, wenn sie nicht im Inland begangen wird. 

(3) Diensteanbieter im Sinne des Telemediengesetzes ha-
ben auf Verlangen der Gemeinde Angebote und Werbung, 
die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 oder Absatz 2 ord-
nungswidrig sind, von den von ihnen betriebenen Inter-
netseiten unverzüglich zu entfernen.

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu fünfhunderttausend Euro geahndet werden.

(5) Die Gemeinde ist Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§  36 Absatz  1 Nummer  1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten.

§ 22
Informationspfl ichten, Datenübermittlung und 

 Datenverarbeitung

(1) Die Gemeinde hat der für die Besteuerung der oder 
des Verfügungsberechtigten sowie der oder des Nut-
zungsberechtigten zuständigen Behörde Familienname, 
Vornamen, Geburtsdatum, Wohnanschrift, Belegenheit 
des Vermietungsobjekts, Wohnraum-Identitätsnummer, 
den angezeigten Vertriebsweg und Daten zur Belegung 
der nach § 17 Absatz 4 und 7 anzeigenden Personen mit-
zuteilen, soweit diese Informationen ihr bei der Ausfüh-
rung dieses Gesetzes bekannt werden. Im Übrigen unter-
richtet die Gemeinde die zuständige Behörde, wenn sich 
bei der Durchführung ihrer Aufgaben nach diesem Ge-
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setz Anhaltspunkte für Verstöße gegen die steuerrechtli-
chen Vorschriften ergeben.

(2) Die Gemeinde hat der für Arbeitsschutz zuständigen 
Behörde die nach §  7 Absatz  3 erhobenen Angaben zur 
Einrichtung und Betrieb einer Unterkunft weiterzuge-
ben, sofern deren Zuständigkeit betroffen ist.

(3) Die Gemeinde ist befugt, folgende Daten der in § 16 
der allgemeinen Auskunftspfl icht unterliegenden Ver-
pfl ichteten zu erheben und zu verarbeiten, soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz erfor-
derlich ist:

1.  Personendaten: Familienname, Vorname, gegenwärtige 
und letzte frühere Anschrift, Geburtsdatum, Familien-
stand,

2.  Wohnungsdaten: Lage, Größe (Fläche), Anzahl der 
Zimmer, Anzahl der Bewohnerinnen und Bewohner, 
Bestehen einer öffentlichen Förderung,

3.  Nutzungsnachweise: Mietvertrag und gegebenenfalls 
frühere Mietverträge, Nutzungsart, Beginn und Dauer 
des Mietverhältnisses, Miethöhe, Mietzahlungsbelege 
oder

4.  Gewerbedaten: Firmenname, Gesellschafter, Gewer-
beart.

(4) Die nach Absatz  3 genannten Daten können auch 
durch Abfrage bei öffentlichen Stellen, insbesondere im 
Zuständigkeitsbereich der Gemeinden, bei Grundbuch-
ämtern und bei den die Handelsregister führenden Stel-
len erhoben werden. 

(5) Die Auskunftspfl ichtigen sind über die Datenerhe-
bung, ihren Zweck und ihre Rechtsgrundlage in geeigne-
ter Weise zu informieren.

§ 23
Einschränkung eines Grundrechts

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung gemäß Artikel 13 des Grundgeset-
zes für die Bundesrepublik Deutschland eingeschränkt.

§ 24
Berechnung der Wohn- und Nutzfl äche

Die Wohnfl äche einer Wohnung ist die Summe der anre-
chenbaren Grundfl ächen der ausschließlich zur Wohnung 
gehörenden Räume. Die Wohnfl äche ist nach der Wohn-
fl ächenverordnung vom 25. November 2003 (BGBl.  I 
S. 2346) in der jeweils geltenden Fassung zu berechnen. 
Die Nutzfl äche ist nach der DIN 277-1, Teil  1, Januar 
2016, zu bestimmen. 

§ 25
Übergangsregelungen

(1) §  7 Absatz  3 Satz  4 gilt mit der Maßgabe, dass die 
Verfügungsberechtigten die Anforderungen gegenüber 
den Gemeinden bis zum 31. Dezember 2021 nachzuwei-
sen haben. §  82 der Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 
2018 S. 421) in der jeweils geltenden Fassung, bleibt un-
berührt.

(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bereits erlassenen Zweckentfremdungssatzungen bleiben 
in Kraft. Die Regelungen zur Erteilung und zur Verwen-
dung der Wohnraum-Identitätsnummer in Gemeinden 
mit einer Zweckentfremdungssatzung sowie zur Anzeige 
der einzelnen Überlassung nach § 17 Absätze 5 bis 9 sind 
spätestens zwölf Monate nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes anzuwenden. Wurde vor dem 1. Juli 2021 bereits 
eine Genehmigung für die Überlassung von Wohnraum 
zum Zweck der Kurzzeitvermietung erteilt, wird nach 
Einführung der Wohnraum-Identitätsnummer auf An-
trag unverzüglich eine Nummer vergeben. § 17 Absatz 7 
gilt entsprechend.

§ 26
Fortgeltung von Vorschriften

Unberührt bleiben andere Rechtsvorschriften, die die In-
standhaltung, die Instandsetzung, die Erfüllung von 
Mindestanforderungen, die Benutzung von Wohnraum zu 

Wohnzwecken oder den Betrieb und die Benutzung von 
Unterkünften regeln, insbesondere Vorschriften des Bau-
rechts.

§ 27
Berichtspfl icht

Die Landesregierung berichtet dem Landtag jährlich 
über die Anwendung dieses Gesetzes sowie nach Ablauf 
eines fünfjährigen Erfahrungszeitraums über die Aus-
wirkungen des Gesetzes.

§ 28
Rechtsverordnungen und Erhebung von 

 Verwaltungsgebühren

(1) Zur Verwirklichung der in § 7 bezeichneten Anforde-
rungen wird das für Wohnen zuständige Ministerium er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlas-
sen über

1.  Umfang und Inhalt der Anzeige sowie der Vorlage 
nach § 7 Absatz 3 und

2.  das Verfahren im Einzelnen und zur Datenerhebung.

(2) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz können 
Verwaltungsgebühren erhoben werden. Das für Wohnen 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, die Gebühren 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen.

§ 29
Inkrafttreten

(1) Das Gesetz tritt am 1. Juli 2021 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Wohnungsaufsichtsgesetz vom 
10. April 2014 (GV. NRW. S. 269) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 23. Juni 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

gez. Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Zugleich für die Ministerin für Schule und Bildung

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Finanzen 

sowie für den Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten sowie Internationales 

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter  B i e s e n b a c h

Der Minister für Verkehr

Hendrik  W ü s t
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Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
Zugleich für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2021 S. 765

7126

Gesetz
zur Umsetzung des Glücksspielstaatsvertrags 2021

Vom 23. Juni 2021

7126

Artikel 1
Änderung des Ausführungsgesetzes NRW 

 Glücksspielstaatsvertrag

Das Ausführungsgesetz NRW Glücksspielstaatsvertrag 
vom 13. November 2012 (GV. NRW. S.  524), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 911) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  In der Überschrift des Teils 1 werden die Wörter 
„Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutsch-
land“ durch die Wörter „Glücksspielstaatsvertrags 
2021“ ersetzt.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird das Wort „Glücksspielstaats-
vertrag“ durch die Wörter „des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 vom 29. Oktober 2020 
(GV. NRW. 2021 S. 459)“ ersetzt.

  bb)  Satz 2 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 wird nach dem Wort „Glücksspiel-
staatsvertrag“ die Angabe „2021“ eingefügt.

  bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

    „Sie unterstützt die nach den § 9a Absatz 1 
bis 3, §  19 Absatz  2, §§  27f und 27p des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 zuständigen 
Glücksspielaufsichtsbehörden bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben.“

  cc)  In Satz 3 werden die Wörter „gegenüber der 
Finanzbehörde“ durch die Wörter „den Fi-
nanzbehörden“ ersetzt.

3.  § 3 wird wie folgt gefasst:

 „§ 3

 Veranstaltung, Durchführung und Vermittlung

  (1) Das Land erfüllt die ordnungsrechtliche Aufgabe 
nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021, ein ausreichendes Glücksspielangebot si-
cherzustellen, durch einen Rechtsträger im Sinne des 
§  10 Absatz  2 des Glücksspielstaatsvertrags 2021, 
dessen Aufgabenumfang sich aus der ihm nach §  4 
erteilten Erlaubnis ergibt. Anderweitige Betätigun-
gen und die Gründung von Tochterunternehmen be-
dürfen der Erlaubnis, die nur erteilt werden darf, 
wenn sichergestellt ist, dass hierdurch die Aufgaben-
erfüllung nach Satz 1 nicht beeinträchtigt wird.

  (2) In Bezug auf Klassenlotterien und ähnliche 
Spielangebote wird die ordnungsrechtliche Aufgabe 
nach Absatz 1 durch die Anstalt „GKL Gemeinsame 
Klassenlotterie der Länder“ auf der Grundlage des 
Staatsvertrages über die Gründung der GKL Ge-
meinsame Klassenlotterie der Länder vom 15. De-
zember 2011 und vom 19. Januar 2012 (GV. NRW. 
2012 S. 223) erfüllt.

  (3) Annahmestellen gemäß §  5, Lotterieeinnehmer 
gemäß § 6 Absatz 2, gewerbliche Spielvermittler ge-

mäß § 7 und Wettvermittlungsstellen gemäß § 13 be-
dürfen nach §  4 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
für die Vermittlung von Glücksspielen der Erlaubnis 
der zuständigen Behörde.“

4.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert:

   aaa)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

    „2.  die Einhaltung 

     a)  der Jugendschutzanforderun-
gen nach §  4 Absatz  3 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021, 

     b)  der Werbebeschränkungen nach 
§ 5 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021,

     c)  der Anforderungen an die Auf-
klärung nach §  7 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 und

     d)  die Teilnahme am Sperrsystem 
für die Verpfl ichteten nach den 
§§ 8 bis 8c und 23 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021

     sichergestellt ist,“

   bbb)  Nummer 3 wird aufgehoben.

   ccc)  Die bisherige Nummer  4 wird Num-
mer 3 und wird wie folgt gefasst:

    „3.  die Anforderungen des §  6 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 er-
füllt sind,“

   ddd)  Nummer  5 wird Nummer  4 und das 
Wort „wird“ durch das Wort „werden“ 
ersetzt.

   eee)  Die bisherige Nummer  6 wird Num-
mer 5, nach dem Wort „Vertriebswege“ 
werden die Wörter „der Veranstalterin-
nen oder der Veranstalter nach § 3 Ab-
satz  1“ eingefügt und das Wort 
„Glücksspielstaatsvertrag“ wird durch 
die Wörter „des Glücksspielstaatsver-
trags 2021“ ersetzt.

   fff)  Die Nummern 7 bis 10 werden aufge-
hoben.

  bb)  In Satz  2 wird das Semikolon nach dem 
Wort „führen“ durch einen Punkt ersetzt 
und die Wörter „die Erlaubnisbehörde ist 
ohne derartige Unterlagen nicht zu eigenen 
Ermittlungen verpfl ichtet.“ gestrichen.

  cc)  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

    „Die Erlaubnisbehörde ist ohne derartige 
Unterlagen nicht zu eigenen Ermittlungen 
verpfl ichtet.“

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 c)  Der bisherige Absatz  3 wird Absatz  2 und wie 
folgt geändert:

  aa)  Satz  1 wird durch folgende Sätze 1 und 2 
ersetzt:

    „Die Erlaubnis ist widerrufl ich und befris-
tet zu erteilen. Sie kann, auch nachträglich, 
mit Inhalts- und Nebenbestimmungen ver-
bunden werden.“

  bb)  Der neue Satz 3 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In Nummer  5 wird das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt.

   bbb)  In Nummer  6 wird nach dem Wort 
„Veranstalter“ das Wort „und“ einge-
fügt.

   ccc)  Nach Nummer  6 wird folgende Num-
mer 7 eingefügt:

    „7.  Inhalts- und Nebenbestimmungen 
für die erlaubte Werbung“
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 d)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

 e)  Der bisherige Absatz  5 wird Absatz  4 und wie 
folgt gefasst:

  „(4) Die Erlaubnis darf nicht für das Vermitteln von 
Glücksspielen erteilt werden, die nach dem Glücks-
spielstaatsvertrag 2021 nicht erlaubt sind.“

 f)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

  „(5) Die Erlaubnis für Spielhallen richtet sich nach 
§ 16.“

5.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Der Betrieb einer Annahmestelle bedarf der 
behördlichen Erlaubnis. In ihr werden stationär 
Lotterieprodukte der staatlichen Veranstalterin 
oder des staatlichen Veranstalters nach §  3 Ab-
satz  1 vermittelt. Der Antrag kann nur von der 
Veranstalterin oder dem Veranstalter gestellt 
werden und setzt einen privatrechtlichen Vertrag 
zwischen der Annahmestellenbetrei berin oder 
dem Annahmestellenbetreiber und der Veranstal-
terin oder dem Veranstalter voraus. §  13b bleibt 
unberührt.“

 b)  In Absatz 2 wird das Wort „Glücksspielstaatsver-
trag“ durch die Wörter „des Glücksspielstaats-
vertrags 2021“ ersetzt.

 c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

   „(3) Die Erlaubnis für den Betrieb einer Annah-
mestelle darf nur erteilt werden, wenn die Räum-
lichkeiten nach ihrer Lage, Beschaffenheit, Aus-
stattung und Einteilung den Zielen des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 gemäß §  1 nicht 
entgegenstehen. In Spielbanken, Wettvermitt-
lungsstellen, Spielhallen und allen dazu gehören-
den Flächen oder in ähnlichen Unternehmen, die 
ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung 
von Spielgeräten oder der Veranstaltung von an-
deren Spielen im Sinne des § 33c Absatz 1 Satz 1 
oder des § 33d Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Februar 1999 (BGBl.  I S.  202), die zuletzt 
durch Artikel  5 Absatz  4 des Gesetzes vom 
9.  März 2021 (BGBl.  I S.  327) geändert worden 
ist, dienen, sowie in Gaststätten darf eine Annah-
mestelle nicht betrieben werden. Gleiches gilt für 
andere Räumlichkeiten, in denen Geld- oder Wa-
renspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit bereitge-
halten werden. In einer Annahmestelle dürfen 
keine Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit und keine Wettterminals betrieben 
werden.“

 d)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 e)  Der bisherige Absatz  5 wird Absatz  4 und in 
Satz 2 werden die Wörter „Glücksspielstaatsver-
trag unter Berücksichtigung der unterschiedli-
chen Gefährdungspotentiale für Glücksspiele im 
Sinne von §  22 Absatz  2 Glücksspielstaatsver-
trag“ durch die Wörter „des Glücksspielstaats-
vertrags 2021“ ersetzt.

 f)  Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

   „(6) Maßgeblich für die Berechnung des Mindest-
abstands ist die Luftlinie zwischen dem Eingang 
der Annahmestelle und dem Eingang der anderen 
Annahmestelle oder Einrichtung. Abweichend 
davon ist bei Schulen und Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe die Grenze des Grund-
stücks maßgeblich. Sind mehrere Eingänge vor-
handen, ist jener Eingang maßgeblich, bei dessen 
Berücksichtigung sich die geringste Entfernung 
ergibt. Außer Betracht bleiben solche Eingänge, 
die bestimmungsgemäß nicht durch die Kundin-
nen und Kunden der Annahmestelle beziehungs-
weise die Benutzerinnen und Benutzer der ande-
ren Einrichtung zu nutzen sind. Mindestabstände 
zu öffentlichen Schulen und Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe hindern nicht die Neu-
ansiedlung solcher Einrichtungen. Im Fall der 
Neuansiedlung von öffentlichen Schulen und 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in-
nerhalb des Mindestabstands genießen erlaubte 
Annahmestellen Bestandsschutz für die Dauer 
der Wirksamkeit der zum Zeitpunkt der Neuan-
siedlung wirksamen Erlaubnis.“

 g)  Der bisherige Absatz  7 wird Absatz  5 und wie 
folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden die Wörter „Meter Luftli-
nie“ durch das Wort „Metern“ ersetzt.

  bb)  Satz 4 wird aufgehoben.

6.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz  1 werden die Wörter „Glücksspielauf-
sichtsbehörde des Landes, in dessen Gebiet die 
Anstalt ihren Sitz hat (Hamburg)“ durch die Wör-
ter „nach §  9a Absatz  1  Nummer  1  des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zuständige Behörde“ er-
setzt.

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 c)  Absatz  3 wird Absatz  2 und das Wort „Glücks-
spielstaatsvertrag“ durch die Wörter „des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021“ ersetzt.

7.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „§  19 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 bleibt 
unberührt.“

 b)  In Absatz 3 werden die Wörter „Abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 kann“ durch die Wörter „Es kann 
auch“ ersetzt.

7a.  In § 8 werden nach dem Wort „Beratungsstellen“ die 
Wörter „und Projekten“ eingefügt.

8.  § 9 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „Förderung der Glücksspielforschung“

 b)  In Absatz  1 Satz  1 werden nach dem Wort 
„Glücksspielsucht“ die Wörter „und der Auswir-
kungen der zum 1. Juli 2021 eingetretenen 
Rechtsänderungen“ eingefügt.

 c)  In Absatz  2 werden die Wörter „Absatz  3 sowie 
die Konzessionäre nach §  4a Glücksspielstaats-
vertrag und die Sportwettvermittler nach §  13 
Absatz  2 sind verpfl ichtet, Daten im Sinne des 
§  23 Glücksspielstaatsvertrag“ durch die Wörter 
„Absatz  2 sowie die Sportwettvermittlerinnen 
und Sportwettvermittler nach § 13 sind verpfl ich-
tet, Daten im Sinne des §  23 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt.

9.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  Der Wortlaut wird Absatz 1.

 b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:

   „(2) Zweckabgaben aus Sportwetten, die staatlich 
veranstaltet werden, sind ausschließlich für 
sportliche und kulturelle Zwecke, für Zwecke des 
Umweltschutzes und der Entwicklungszusam-
menarbeit, für Zwecke der Jugendhilfe und für 
Zwecke der Wohlfahrtspfl ege nach § 29 Absatz 2 
des Spielbankgesetzes NRW vom 29. Mai 2020 
(GV. NRW. S.  363) in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie für Hilfeeinrichtungen für Glücks-
spielsüchtige zu verwenden.“

10.  In der Überschrift des Teils 3 wird das Wort „, Sperr-
datei“ gestrichen.

11.  § 11 wird wie folgt geändert:

 a)  In Satz 2 werden nach dem Wort „ist“ die Wörter 
„, soweit nicht eine Ausnahme nach § 4 Absatz 3 
Satz  4 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 gege-
ben ist,“ eingefügt.

 b)  In Satz  4 wird nach dem Wort „Aufsichtsaufga-
ben“ das Wort „selbst“ eingefügt.

12.  § 12 wird aufgehoben.

13.  § 13 wird wie folgt geändert:
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 a)  Die Absätze 1 bis 5 werden wie folgt gefasst:

   „(1) Die Vermittlung von Sportwetten im Sinne 
von § 3 Absatz 1 Satz 4 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 in einer stationären Vertriebsstelle im 
Sinne des § 3 Absatz 6 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 (Betreiben einer Wettvermittlungs-
stelle) bedarf der Erlaubnis nach § 4 Absatz 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 sowie nach §  4 
und der weiteren Vorschriften dieses Gesetzes. 
§  21a des Glücksspielstaatsvertrags 2021 bleibt 
unberührt. Unerheblich für die Einordnung als 
Wettvermittlungsstelle ist, ob die Räumlichkeiten 
Sitz- oder Stehgelegenheiten anbieten, die zum 
längeren Verweilen einladen, und ob Monitore 
oder Fernsehgeräte angebracht sind.

   (2) Die Erlaubnis zum Betreiben einer Wettver-
mittlungsstelle durch eine Vermittlerin oder einen 
Vermittler wird der Inhaberin oder dem Inhaber 
der Veranstaltererlaubnis für Sportwetten und 
der Vermittlerin oder dem Vermittler erteilt. Den 
Erlaubnisantrag kann nur die Veranstalterin oder 
der Veranstalter stellen. Die Veranstalterin oder 
der Veranstalter trägt die Gewähr dafür, dass die 
Vermittlerin oder der Vermittler die im Antrags-
verfahren zu berücksichtigenden gesetzlichen 
Anforderungen für das Betreiben einer Wettver-
mittlungsstelle erfüllt. Die Erlaubnis berechtigt 
nur zum Betrieb der Wettvermittlungsstelle durch 
die im Antrag genannte Vermittlerin oder den im 
Antrag genannten Vermittler. Ist die Vermittlerin 
eine juristische Person, berechtigt die Erlaubnis 
zudem nur zum Betreiben der Wettvermittlungs-
stelle durch die im Antrag genannte Geschäfts-
führung, es sei denn, die für die Erlaubnisertei-
lung zuständige Behörde stimmt dem Betreiben 
durch die neue Geschäftsführung zu. Die Zustim-
mung ist zu erteilen, wenn alle neuen Mitglieder 
der Geschäftsführung die Voraussetzungen des 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 erfüllen. Die Er-
laubnis erlischt im Fall einer Beendigung der Ver-
anstaltererlaubnis. Sie darf nicht übertragen 
werden. Ihre Verpachtung und Unterverpachtung 
sind unzulässig.

   (3) Die Erlaubnis darf nur für die Vermittlung im 
Hauptgeschäft erteilt werden. Eine Vermittlung 
im Nebengeschäft ist unzulässig. Die Erlaubnis 
darf nur erteilt werden, wenn die Geschäfts-
räume nach ihrer Lage, Beschaffenheit und Aus-
stattung den Zielen des §  1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 nicht entgegenstehen. Die Er-
laubnis ist längstens auf sieben Jahre zu 
befristen.

   (4) In einer Wettvermittlungsstelle und allen 
dazu gehörenden Flächen dürfen ausschließlich 
die in der Veranstaltererlaubnis zugelassenen 
Sportwetten an diejenige Veranstalterin bezie-
hungsweise denjenigen Veranstalter vermittelt 
werden, der oder dem die Erlaubnis zum Betrei-
ben der Wettvermittlungsstelle erteilt worden ist. 
Die Vermittlung oder Veranstaltung sonstiger öf-
fentlicher Glücksspiele ist nicht zulässig. Davon 
ausgenommen sind der Abschluss und die Ver-
mittlung von Pferdewetten unter Einhaltung der 
gesetzlichen Voraussetzungen für den Abschluss 
und die Vermittlung von Pferdewetten.

   (5) Als nach §  21a Absatz  2 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 außerhalb von Wettvermitt-
lungsstellen verbotene Vermittlungstätigkeit gilt 
auch jede Tätigkeit, die darauf gerichtet ist, eine 
Wettkontoeröffnung zu bewirken, insbesondere, 
wenn Kundendaten erhoben werden, sowie das 
Aufstellen von Wettterminals und jede Form des 
Duldens des Aufstellens von Wettterminals. Der 
Betrieb von Wettvermittlungsstellen ist unzuläs-
sig in

  1.  Spielbanken, Spielhallen und allen dazu ge-
hörenden Flächen oder in ähnlichen Unter-
nehmen, die ausschließlich oder überwiegend 
der Aufstellung von Spielgeräten oder der 
Veranstaltung von anderen Spielen im Sinne 

des § 33c Absatz 1 Satz 1 oder des § 33d Ab-
satz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung dienen,

  2.  Gaststätten und gastronomieähnlichen Räu-
men sowie

  3.  anderen Räumlichkeiten, in denen Geld- 
oder Warenspielgeräte mit Gewinnmöglich-
keit bereitgehalten werden.“

 b)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 wird das Wort „Glücksspielstaats-
vertrags“ durch die Angabe „Glücksspiel-
staatsvertrag 2021“ ersetzt.

  bb)  Satz 2 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 7 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden das Wort „Genehmigungs-
behörde“ durch das Wort „Erlaubnisbe-
hörde“ und die Wörter „§  9 Absatz  1 Num-
mer  1 des Glücksspielstaatsvertrags“ durch 
die Wörter „§  9 Absatz  1 Satz  3 Nummer  1 
des Glücksspielstaatsvertrags 2021“ ersetzt.

  bb)  In Satz  2 werden nach dem Wort „Unterla-
gen“ die Wörter „einschließlich elektroni-
scher Dokumente“ eingefügt.

  cc)  Folgender Satz wird angefügt:

   „Aufbewahrungsvorschriften nach anderen Ge-
setzen bleiben unberührt.“

 d)  Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

   „(8) Eine anonyme Wettabgabe ist verboten. Ver-
mittlerinnen und Vermittler sind verpfl ichtet, ein 
von der Inhaberin oder dem Inhaber der Veran-
staltererlaubnis vorgehaltenes spielerbezogenes 
Konto zu nutzen, um einen medienbruchfreien 
Austausch der Daten, die die Spielerin oder den 
Spieler betreffen, zu gewährleisten. Auf dem 
spielerbezogenen Konto sind sämtliche von der 
Spielerin oder dem Spieler, auf deren bezie-
hungsweise dessen Namen das spielerbezogene 
Konto geführt wird, getätigten Wetten zu erfas-
sen. Von anderen Personen getätigte Wetten dür-
fen nicht erfasst werden. Bei dem spielerbezoge-
nen Konto kann es sich um ein bei der Erlaubnis-
inhaberin oder dem Erlaubnisinhaber nach den 
§§  4 und 4a des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
eingerichtetes Spielkonto gemäß § 6a des Glücks-
spielstaatsvertrages 2021 oder um ein stationäres 
Spielerkonto nach den folgenden Bestimmungen 
handeln, welches nur für stationäre Wetten ge-
nutzt werden darf. Erlaubnisinhaberinnen oder 
Erlaubnisinhaber nach den §§ 4, 4a des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 dürfen für jede Spielerin 
und jeden Spieler nur ein einziges stationäres 
Spielerkonto führen. § 21a Absatz 4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 bleibt auch im Fall der 
Nutzung eines stationären Spielerkontos unbe-
rührt. Bei Einrichtung eines stationären Spieler-
kontos hat eine eindeutige Identifi zierung und 
eine Authentifi zierung der Spielerin oder des 
Spielers zu erfolgen. Auf Verlangen der Spielerin 
oder des Spielers müssen Ausdrucke über die auf 
dem stationären Spielerkonto erfassten Zah-
lungsvorgänge, die abgeschlossenen Wetten und 
die Gewinne zur Verfügung gestellt oder in elekt-
ronischer Form übermittelt werden. Dies gilt für 
ein Spielkonto nach §  6a des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 entsprechend, wenn dieses für die 
Erfassung der stationären Wetten genutzt wird. 
§  6d des Glücksspielstaatsvertrags 2021 bleibt 
unberührt. Spielerbezogene Konten und Soft-
ware, die im Rahmen der geldwäscherechtlichen 
Verpfl ichtungen erstellt und genutzt werden, kön-
nen gleichzeitig zur glücksspielrechtlichen Auf-
gabenerfüllung verwandt werden, soweit die An-
forderungen deckungsgleich sind.“

 e)  In Absatz 9 Satz 1 werden die Wörter „Betreibe-
rin oder der Betreiber einer Wettvermittlungs-
stelle“ durch die Wörter „Vermittlerin oder der 
Vermittler“ und die Wörter „Sozialkonzept nach 
§  6 des Glücksspielstaatsvertrages“ durch die 
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Wörter „Sozialkonzept nach § 6 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt.

 f)  Die Absätze 11 bis 13 werden durch die folgen-
den Absätze 11 bis 14 ersetzt:

   „(11) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind ent-
sprechend auf Inhaberinnen oder Inhaber von 
Veranstaltererlaubnissen für Sportwetten anzu-
wenden, die ohne Zwischenschaltung einer Wett-
vermittlerin oder eines Wettvermittlers erlaubte 
Wetten ortsgebunden eigenständig anbieten.

   (12) Die Vermittlung von Sportwetten auf oder 
im Umkreis von 100 Metern um Sportanlagen, 
auf denen zulässigerweise bewettbare Ereignisse 
stattfi nden, ist verboten. Davon ausgenommen 
sind Sportanlagen, die ausschließlich dem Pfer-
derennsport dienen. §  5 Absatz  6 gilt entspre-
chend. Die für die Erlaubnis zuständige Behörde 
darf unter Berücksichtigung der örtlichen Ver-
hältnisse im Umfeld des jeweiligen Standortes im 
Einzelfall von der Vorgabe zum Umkreis in Satz 1 
abweichen.

   (13) Zu anderen Wettvermittlungsstellen soll ein 
Mindestabstand von 100 Metern nicht unter-
schritten werden. Die Wettvermittlungsstelle soll 
nicht in räumlicher Nähe zu öffentlichen Schulen 
und zu Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe betrieben werde, dabei soll regelmäßig ein 
Mindestabstand von 350 Metern zu Grunde ge-
legt werden. § 5 Absatz 6 gilt entsprechend. Die 
für die Erlaubnis zuständige Behörde darf unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse im 
Umfeld des jeweiligen Standortes im Einzelfall 
von der Maßgabe zum Mindestabstand abwei-
chen. Bauplanungsrechtliche Anforderungen 
bleiben unberührt.

   (14) Über alle innerhalb desselben Kalendermo-
nats vollständig eingegangenen Erlaubnisanträge 
hat die Erlaubnisbehörde gemeinsam zu ent-
scheiden, wenn die Einhaltung des Mindestab-
stands nach Absatz 13 Satz 1 nur dadurch zu er-
reichen ist, dass mindestens eine konkurrierende 
Antragstellerin oder ein konkurrierender Antrag-
steller seine Standortauswahl ändert. In diesen 
Fällen ist zur Aufl ösung der Konkurrenzsituation 
eine Auswahlentscheidung zu treffen, wenn die 
konkurrierenden Antragstellerinnen oder An-
tragsteller keine Einigung erzielen. Dasselbe gilt, 
wenn alle konkurrierenden Wettvermittlungsstel-
len Wetten an dieselbe Antragstellerin bezie-
hungsweise denselben Antragsteller vermitteln 
und diese beziehungsweise dieser keine Entschei-
dung trifft, welcher Antrag zurückgezogen wird. 
Die Erlaubnisbehörde darf die Auswahl durch 
Losentscheid vornehmen, sofern keine zwingen-
den rechtlichen Gründe eine andere Auswahlent-
scheidung gebieten. Das für Inneres zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, die näheren Ein-
zelheiten zur Auswahlentscheidung durch 
Rechtsverordnung zu regeln.“

 g)  Der bisherige Absatz 14 wird Absatz 15 und wie 
folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort „bestanden“ 
das Wort „haben“ gestrichen, die Angabe „4“ 
durch die Angabe „13“ ersetzt und nach der 
Angabe „30. Juni 2022“ die Wörter „und für 
die Dauer der Wirksamkeit einer bis zu die-
sem Datum erteilten Erlaubnis für das Be-
treiben einer Wettvermittlungsstelle“ einge-
fügt.

  bb)  Folgender Satz wird angefügt:

  „Für diese Wettvermittlungsstellen fi ndet Absatz 13 
Satz 2 mit der Maßgabe Anwendung, dass regelmä-
ßig ein Mindestabstand von 100 Metern zu Grunde 
gelegt werden soll.“

14.  § 13a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer 2 werden die Wörter „durch Arti-
kel  9 des Gesetzes vom 25. März 2019 

(BGBl.  I S.  357)“ durch die Wörter „zuletzt 
durch Artikel  9 Absatz  8 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2773)“ ersetzt.

  bb)  Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

   „4.  der Vertrieb von Waren und die Erbrin-
gung von anderen Dienstleistungen, so-
fern der Vertrieb oder die Erbringung 
dem Zweck dient, einen Anreiz zur Ab-
gabe von Wetten in der Wettvermittlungs-
stelle zu schaffen, unter Ausnahme der 
Einräumung der Möglichkeit, Bild- oder 
Tonübertragungen von Sportereignissen 
in der Wettvermittlungsstelle zu verfol-
gen,“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) Vermittlerinnen, Vermittlern und deren Per-
sonal ist es verboten, Spielerinnen und Spieler 
dazu zu animieren, Wetten abzuschließen oder 
bestehende spielerbezogene Konten nicht zu kün-
digen. Vermittlerinnen und Vermittler sind ver-
pfl ichtet, die Einhaltung des Verbots durch geeig-
nete Maßnahmen zu überwachen.“

15.  § 13b wird wie folgt geändert:

 a)  In der Überschrift werden dem Wortlaut die Wör-
ter „Übergangsregelung für“ vorangestellt.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Bis zum 30. Juni 2024 dürfen aufgrund einer 
besonderen Erlaubnis in Annahmestellen nach 
§  5 im Nebengeschäft Sportwetten vermittelt 
werden, die von der Veranstalterin oder dem Ver-
anstalter nach §  3 Absatz  1 oder einer juristi-
schen Person, an der ausschließlich Personen im 
Sinne des § 10 Absatz 2 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 beteiligt sind, veranstaltet werden. Die 
Vermittlung von Ergebniswetten während des 
laufenden Sportereignisses sowie die Vermittlung 
von Ereigniswetten sind in Annahmestellen un-
zulässig nach §  29 Absatz  6 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021."

 c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz 1 werden nach den Wörtern „Die Er-
laubnis“ die Wörter „nach Absatz  1 Satz  1“ 
eingefügt.

  bb)  Satz 3 wird aufgehoben.

  cc)  Im neuen Satz 3 wird das Wort „auch“ gestri-
chen.

  dd)  Im neuen Satz 4 wird nach dem Wort „Sport-
wetten“ das Komma gestrichen.

  ee)  Der neue Satz 9 wird aufgehoben.

16.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 wird das Wort „Glücksspielstaatsver-
trag“ durch die Wörter „des Glücksspielstaats-
vertrags 2021“ ersetzt.

 b)  Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

  „Der Reinertrag ist ausschließlich und unmittelbar 
für gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwe-
cke zu verwenden.“

 c)  In Absatz 5 werden nach den Wörtern „nach Ab-
satz 1“ die Wörter „und eine Erlaubnis nach § 4 
für die Veranstaltung einer Kleinen Lotterie/Aus-
spielung im Sinne von §  18 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“, wird hinter dem Wort „von“ 
das Wort „den“ eingefügt und wird das Wort 
„Glücksspielstaatsvertrag“ durch die Wörter „des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021“ ersetzt.

17.  In § 15 Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „ge-
gen den Glücksspielstaatsvertrag“ durch die Wörter 
„des Glücksspielstaatsvertrags 2021“ ersetzt.

18.  § 16 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „im stehen-
den Gewerbe“ gestrichen.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:
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  aa)  In Satz  1 wird das Wort „Glücksspielstaats-
vertrag“ durch die Wörter „des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt.

  bb)  Satz 3 wird wie folgt geändert:

   aaa)  In Nummer  1 wird das Wort „und“ 
durch das Wort „oder“ und wird die 
Angabe „§ 1 Glücksspielstaatsvertrag“ 
durch die Wörter „Glücksspielstaats-
vertrags 2021 gemäß §  1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021“ ersetzt.

   bbb)  In Nummer  4 wird nach dem Wort 
„lässt“ das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt.

   ccc)  Die Nummer  5 wird durch folgende 
Nummern 5 bis 7 ersetzt:

    „5.  die Betreiberin oder der Betreiber 
oder die Spielhallenleiterin oder 
der Spielhallenleiter unzuverlässig 
ist, insbesondere nicht die Gewähr 
dafür bietet, dass die Spielteil-
nahme ordnungsgemäß und für die 
Spielteilnehmer nachvollziehbar 
durchgeführt wird,

    6.  die Einhaltung

     a)  der Jugendschutzanforderungen 
nach §  4 Absatz  3 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021,

     b)  der Beschränkungen für öffent-
liche Glücksspiele im Internet 
nach §  4 Absatz  4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021,

     c)  der Werbebeschränkungen nach 
§  5 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021,

     d)  der Anforderungen an das Sozi-
alkonzept nach § 6 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021,

     e)  der Anforderungen an die Auf-
klärung über Suchtrisiken nach 
§  7 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 oder

     f)  die Teilnahme am Sperrsystem 
nach den §§  8 bis 8c des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021

     nicht sichergestellt ist oder

    7.  nicht sichergestellt ist, dass wäh-
rend der gesamten Öffnungszeiten 
der Spielhalle eine Aufsichtsperson 
anwesend ist.“

  cc)  Die Sätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst:

    „Die Erlaubnis ist widerrufl ich zu erteilen 
und auf eine Dauer von längstens sieben Jah-
ren zu befristen. Sie kann mit Inhalts- und 
Nebenbestimmungen versehen werden.“

 c)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 werden die Wörter „Die Erteilung 
einer Erlaubnis für eine Spielhalle, die in ei-
nem baulichen Verbund mit weiteren Spiel-
hallen steht, insbesondere in einem gemein-
samen Gebäude oder Gebäudekomplex un-
tergebracht ist, ist ausgeschlossen (Verbot 
der Mehrfachkonzessionen); ein“ durch das 
Wort „Ein“ ersetzt und das Wort „Luftlinie“ 
wird gestrichen.

  bb)  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

    „§ 5 Absatz 6 gilt entsprechend.“

  cc)  Im neuen Satz  4 werden die Wörter „nach 
Satz 1, zweiter Halbsatz, und 2“ gestrichen.

 d)  Absatz 4 wird durch folgende Absätze 4 bis 7 er-
setzt:

   „(4) Zwischen Spielhallen fi ndet ein von Absatz 3 
Satz  1 abweichender geringerer Mindestabstand 
von 100 Metern (geringerer Mindestabstand) An-

wendung, wenn sowohl die Spielhalle, für die die 
Erlaubnis beantragt wird (Antragsspielhalle), als 
auch alle erlaubten Spielhallen, die sich inner-
halb des Mindestabstands nach Absatz  3 Satz  1 
zu ihr befi nden (Nachbarspielhallen), die folgen-
den Voraussetzungen erfüllen:

  1.  die Spielgeräte sind einzeln aufgestellt in 
entweder einem Abstand von mindestens 2 
Metern oder, wenn sie durch eine Sichtblende 
in einer Tiefe von mindestens 0,8 Metern, ge-
messen von der Gerätefront in Höhe mindes-
tens der Geräteoberkante, getrennt sind, in 
einem Abstand von mindestens 1 Meter,

  2.  durch die Betreiberin oder den Betreiber 
oder auf deren oder dessen Veranlassung 
wird mindestens zweimal täglich, davon ein-
mal bei der Öffnung der Spielhalle und ein-
mal mindestens sechs Stunden nach diesem 
Zeitpunkt, überprüft, ob die vorzuhaltenden 
Informationsmaterialien in ausreichender 
Anzahl vorhanden sind, und die erfolgte 
Überprüfung protokolliert,

  3.  es werden Informationen über das Suchtri-
siko und mögliche negative Folgen des 
Glücksspiels, die Möglichkeit der Selbst- und 
Fremdsperre und mindestens eine Suchthil-
feeinrichtung einschließlich deren Kontakt-
daten von außerhalb der Spielhalle gut sicht-
bar und lesbar in unmittelbarer Nähe des 
Eingangs der Spielhalle angebracht,

  4.  die Betreiberinnen oder Betreiber und die 
Spielhallenleitungen verfügen über einen 
aufgrund einer Unterrichtung mit Prüfung 
erworbenen Sachkundenachweis im Sinne 
der Rechtsverordnung nach §  22 Absatz  1 
Nummer 10,

  5.  das Personal der Spielhallen ist im Sinne der 
Rechtsverordnung nach § 22 Absatz 1 Num-
mer 10 besonders geschult und

  6.  die Spielhallen sind nach § 16a zertifi ziert.

   §  5 Absatz 6 gilt für den geringeren Mindestab-
stand entsprechend.

   (5) Darüber hinaus ist für die Erlaubniserteilung 
unter Anwendung des geringeren Mindestab-
stands nach Absatz  4 erforderlich, dass der Er-
laubnisbehörde im Zeitpunkt der Entscheidung 
über den Erlaubnisantrag der Antragsspielhalle 
für alle Nachbarspielhallen eine schriftliche Er-
klärung der  Erlaubnisinhaberinnen beziehungs-
weise Erlaubnisinhaber vorliegt, nach der sie sich 
für den Fall der Erteilung der Erlaubnis für die 
Antragsspielhalle zur Einhaltung der Vorausset-
zungen des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1 bis 6 für 
die gesamte restliche Laufzeit ihrer Erlaubnisse 
verpfl ichten und bestätigen, die Widerrufsvor-
schrift des Absatzes 7 zur Kenntnis genommen zu 
haben. Die Erklärung ist entbehrlich, wenn be-
reits eine Verpfl ichtung besteht, die Voraussetzun-
gen des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1 bis 6 für die 
gesamte restliche Laufzeit der Erlaubnis einzu-
halten. Zu erlaubten Spielhallen, welche die Vor-
aussetzungen des Satzes 1 und des Absatzes 4 
Satz  1 Nummer  1 bis 6 nicht erfüllen, ist der 
Mindestabstand nach Absatz 3 Satz 1 auch dann 
einzuhalten, wenn die Antragsspielhalle die Vor-
aussetzungen des Absatzes 4 Satz  1 Nummer  1 
bis 6 erfüllt.

   (6) Eine unter Anwendung des geringeren Min-
destabstands erteilte Erlaubnis ist zu widerrufen, 
wenn in Bezug auf diese Spielhalle eine der Vor-
aussetzungen des Absatzes 4 Satz  1 Nummer  1 
bis 6 wegfällt, es sei denn, die Spielhalle hält im 
Zeitpunkt der Entscheidung über den Widerruf 
zu jeder anderen erlaubten Spielhalle den Min-
destabstand nach Absatz 3 Satz 1 ein. 

   (7) Die Erlaubnis einer Nachbarspielhalle, für 
die die Erklärung nach Absatz 5 Satz 1 im Zeit-
punkt der Erlaubniserteilung für die Antrags-
spielhalle vorlag, ist zu widerrufen, wenn in Be-
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zug auf diese Spielhalle eine der Voraussetzungen 
nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 6 wegfällt, es 
sei denn, die Spielhalle hält im Zeitpunkt der 
Entscheidung über den Widerruf zu jeder ande-
ren erlaubten Spielhalle den Mindestabstand 
nach Absatz 3 Satz 1 ein.“

 e)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 8.

 f)  Der bisherige Absatz  6 wird Absatz  9 und wie 
folgt gefasst:

   „(9) In einer Spielhalle im Sinne des Absatzes 1, 
einschließlich des Eingangsbereichs und aller zu 
ihr gehörenden Flächen, über die die Betreiberin 
oder der Betreiber die unmittelbare Verfügungs-
gewalt ausübt, sind

  1.  der Abschluss von Lotterien und Wetten so-
wie das Aufstellen von Wettterminals und 
jede Duldung des Aufstellens von Wettter-
minals,

  2.   das Aufstellen, Bereithalten oder die Dul-
dung von technischen Geräten zur Bargeld-
abhebung, insbesondere EC- oder Kreditkar-
tenautomaten,

  3.   Zahlungsdienste im Sinne von §  1 Absatz  1 
Satz  2 und Zahlungsvorgänge im Sinne des 
§  2 Absatz  1 Nummer  4, 6 und 10 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes und

  4.   die kostenlose Abgabe von Speisen und Ge-
tränken sowie die Abgabe von Speisen und 
Getränken zu Preisen, die unter dem Ein-
kaufspreis liegen,

   unzulässig.“

 g)  Folgender Absatz 10 wird angefügt: 

   „(10) In einem Gebäude oder Gebäudekomplex, 
in dem sich bereits eine erlaubte Wettvermitt-
lungsstelle befi ndet, darf keine Spielhalle betrie-
ben werden.“

19.  Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:

 „§ 16a
 Zertifi zierung

  (1) Eine Zertifi zierung ist nur erforderlich, soweit 
dies durch dieses Gesetz ausdrücklich vorgeschrie-
ben wird. Die Zertifi zierung erfolgt ausschließlich 
durch nach Absatz  2 akkreditierte Prüforganisatio-
nen. Zertifi zierungen, die vor dem 1. Juli 2021 erteilt 
worden sind, entsprechen nicht den Anforderungen 
nach diesem Gesetz. 

  (2) Prüforganisationen sind zur Zertifi zierung nach 
diesem Gesetz berechtigt, wenn sie hinsichtlich der 
hierzu erforderlichen Sachkunde und ihrer organi-
satorischen, personellen und fi nanziellen Unabhän-
gigkeit von Spielhallenbetreiberinnen und Spielhal-
lenbetreibern, Automatenaufstellerinnen und Auto-
matenaufstellern und deren Interessenverbänden bei 
der nationalen Akkreditierungsstelle gemäß DIN 
ISO/IEC 17065 Ausgabe Januar 2013 akkreditiert 
sind. Die Akkreditierung darf einer Prüforganisation 
nur erteilt werden, wenn

 1.  die Prüforganisation, deren Leitung sowie das 
von ihr zur Prüfung eingesetzte Personal zuver-
lässig sind und die Gewähr dafür bieten, dass die 
Zertifi zierung ordnungsgemäß durchgeführt 
wird, insbesondere die hierfür erforderliche 
Sachkunde vorliegt,

 2.  die Prüforganisation und deren leitendes Perso-
nal sowie nahe Angehörige des leitenden Perso-
nals keine Spielhallen betreiben, nicht als Auto-
matenaufstellerinnen oder Automatenaufsteller 
oder Herstellerinnen oder Hersteller von Geld-
spielgeräten tätig sind und keine ähnlichen Tä-
tigkeiten ausüben,

 3.  an der Prüforganisation keine Person unmittelbar 
oder mittelbar mit mehr als 5 Prozent der Anteile 
oder der Stimmrechte beteiligt ist, welche eine 
Tätigkeit im Sinne der Nummer 2 ausübt oder ih-
rerseits mit mehr als 5 Prozent der Anteile oder 

der Stimmrechte an einem Unternehmen unmit-
telbar oder mittelbar beteiligt ist, welches eine 
Tätigkeit im Sinne der Nummer 2 ausübt,

 4.  mit dem Antrag ein Zertifi zierungsprogramm 
vorgelegt wird oder nachgewiesen wird, dass ein 
bereits akkreditiertes Zertifi zierungsprogramm 
einer Dritten oder eines Dritten, das Konformi-
tätszeichen, genutzt wird und 

 5.  nachgewiesen wird, dass das vorgelegte Zertifi -
zierungsprogramm für Prüfungen nach den Ab-
sätzen 3 und 4 geeignet ist, insbesondere also ge-
währleistet wird, dass regelmäßig nur solche 
Spielhallen über eine Zertifi zierung verfügen, die 
mindestens die Voraussetzungen des Absatzes 3 
erfüllen. 

  Die Akkreditierung ist widerrufl ich und auf längs-
tens fünf Jahre befristet zu erteilen und kann unter 
Aufl agen erteilt werden. Sie ist zu widerrufen, wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtferti-
gen, dass die Voraussetzungen des Satzes 2 nicht 
mehr gegeben sind. 

  (3) Die Zertifi zierung darf nur erteilt werden, wenn 
die Anforderungen dieses Gesetzes und der Spielver-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Januar 2006 (BGBl.  I S.  280) in der jeweils gel-
tenden Fassung eingehalten werden. 

  (4) Die Zertifi zierung wird für die Dauer von zwei 
Jahren erteilt. Danach ist eine neue Zertifi zierung zu 
beantragen. Während der Laufzeit der Zertifi zierung 
hat die Prüforganisation jährlich mindestens zwei 
stichprobenartige Überprüf ungen durchzuführen, ob 
die Voraussetzungen der Zertifi zierung weiter vorlie-
gen. Mindestens eine dieser Überprüfungen muss 
unangekündigt erfolgen und darf nicht als Überprü-
fung erkennbar sein. Wird bei der Überprüfung fest-
gestellt, dass die Voraussetzungen einer Zertifi zie-
rung nicht vorliegen, ist die Zertifi zierung zu entzie-
hen, es sei denn, es handelt sich um einen Mangel, 
der bei einer vorherigen Überprüfung nicht vorhan-
den war und der unverzüglich behoben wird. 

  (5) Alle zur Führung einer zertifi zierten Spielhalle 
notwendigen Bescheinigungen müssen zusammenge-
fasst und zur jederzeitigen Kontrolle durch die Auf-
sichtsbehörde während der Öffnungszeiten vorge-
halten werden.

  (6) Die Zuständigkeiten und Befugnisse der Auf-
sichtsbehörden bleiben unberührt. Die Aufsichtsbe-
hörde ist berechtigt, Erkenntnisse, die gegen eine 
Zertifi zierung einer Spielhalle sprechen könnten, der 
Zertifi zierungsstelle mitzuteilen.“ 

20.  Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt:

 „§ 17a

 Übergangsregelung für Verbundspielhallen

  (1) Für bis zu drei Spielhallen, die in einem bauli-
chen Verbund stehen und mindestens seit dem 1. Ja-
nuar 2020 ohne Unterbrechung bestanden haben, 
können die Betreiberinnen und Betreiber durch ei-
nen gemeinsamen Antrag, in dem sie eine der an-
tragstellenden Spielhallen zur primären Spielhalle 
bestimmen, Erlaubnisse nach § 16 beantragen. Über 
den Antrag ist nach Maßgabe der folgenden Absätze 
zu entscheiden. Dies gilt nicht für Spielhallen, deren 
Betrieb untersagt oder für die ein Erlaubnisantrag 
abgelehnt worden ist, falls die Untersagung bezie-
hungsweise die Ablehnung vor dem Inkrafttreten des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 bestandskräftig ge-
worden ist. 

  (2) Auf den gemeinsamen Antrag nach Absatz  1 
Satz  1 ist zunächst über die Erlaubnis für die zur 
primären Spielhalle bestimmte Spielhalle zu ent-
scheiden. Insoweit richtet sich das Erlaubnisverfah-
ren nur nach den allgemeinen Bestimmungen. 

  (3) Für die mitantragstellende Spielhalle bezie-
hungsweise die beiden mitantragstellenden Spiel-
hallen einer nach Absatz  2 erlaubten Spielhalle 
steht §  25 Absatz  2 des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 der Erteilung einer bis längstens zum 31. De-
zember 2028 zu befristenden Erlaubnis nach §  16 
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nicht entgegen, wenn sowohl für die nach Absatz 2 
erlaubte Spielhalle als auch für alle mitantragstel-
lenden Spielhallen die nachfolgenden Voraussetzun-
gen erfüllt sind:

 1.  die Betreiberinnen, Betreiber und Spielhallenlei-
tungen verfügen über einen aufgrund einer Un-
terrichtung mit Prüfung erworbenen Sachkunde-
nachweis im Sinne der Rechtsverordnung nach 
§ 22 Absatz 1 Nummer 10,

 2.  das Personal der Spielhallen ist im Sinne der 
Rechtsverordnung nach §  22 Absatz  1 Num-
mer 10 besonders geschult und

 3.  die Spielhallen sind nach § 16a zertifi ziert. 

  Zwischen der nach Absatz  2 erlaubten Spielhalle 
und den mitantragstellenden Spielhallen sowie zwi-
schen den mitantragstellenden Spielhallen ist kein 
Mindestabstand nach § 25 Absatz 1 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 und nach §  16 Absatz  3 Satz  1 
beziehungsweise Absatz 4 einzuhalten, das Erforder-
nis eines Mindestabstands zu anderen Spielhallen 
bleibt unberührt.

  (4) Fällt für die nach Absatz  2 erlaubte Spielhalle 
eine der Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz  1 
Nummer  1 bis 3 vor dem 31. Dezember 2028 weg, 
sind die Erlaubnisse für alle mitantragstellen Spiel-
hallen zu widerrufen. Fällt für eine mitantragstel-
lende Spielhalle eine der Voraussetzungen des Ab-
satzes 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 vor dem 31. Dezem-
ber 2028 weg, ist die Erlaubnis für diese Spielhalle 
zu widerrufen. 

  (5) Die Erlaubnisse nach § 16 für die mitantragstel-
lenden Spielhallen erlöschen mit Ablauf des 31. De-
zember 2028 und bei Wegfall der Erlaubnis der nach 
Absatz 2 erlaubten Spielhalle. Dies gilt auch, wenn 
die Erlaubnisse für die mitantragstellenden Spiel-
hallen auf einen späteren Zeitpunkt befristet sind.“

21.  § 18 wird wie folgt geändert:

 a)  Der Wortlaut wird Absatz 1 und die Sätze 1 und 2 
werden aufgehoben.

 b)  Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt:

   „(2) Die bis zum 30. Juni 2021 befristeten und bis 
zu diesem Tag nicht aufgehobenen Erlaubnisse 
für die Errichtung und den Betrieb von Spielhal-
len gelten bis zur Erteilung einer neuen Erlaub-
nis nach § 16 Absatz 2 oder bis zur Ablehnung ei-
nes Antrags auf Erteilung einer Erlaubnis, längs-
tens aber bis zum 30.  Juni 2022, fort, sofern die 
Betreiberin oder der Betreiber der Spielhalle bis 
zum 31. Juli 2021 einen Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis bei der zuständigen Erlaubnisbehörde 
stellt. 

   (3) Bis zum 31. Dezember 2022 sind im Fall des 
§  17a die Entscheidungen über die Erlaubnisse 
für die mitantragstellenden Spielhallen der nach 
§  17a Absatz  2 erlaubten Spielhalle zurückzu-
stellen und die mitantragstellenden Spielhallen 
zu dulden, 

  1.  wenn der gemeinsame Antrag nach § 17a Ab-
satz 1 Satz 1 spätestens am 31. Juli 2021 bei 
der zuständigen Erlaubnisbehörde eingegan-
gen ist sowie

  2.  wenn und solange der Erteilung der Erlaub-
nisse für die mitantragstellenden Spielhallen 
ausschließlich die Nichterfüllung der Voraus-
setzungen nach § 17a Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 entgegensteht und die Erfüllung 
dieser Voraussetzungen unmöglich oder un-
zumutbar ist.“

22.  Die §§ 19 und 20 werden wie folgt gefasst:

 „§ 19

 Erlaubnisbehörden

  (1) Die Erlaubnisse nach § 4 werden vom für Inneres 
zuständigen Ministerium erteilt, soweit die §§  9a 
und 27f des Glücksspielstaatsvertrags 2021 oder die-
ses Gesetz die Zuständigkeit nicht anders regeln. 
Das für Inneres zuständige Ministerium ist auch zu-

ständig für Erlaubnisse zur Einführung neuer 
Glücksspielangebote im Sinne von §  9 Absatz  5 
Satz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 2021, zur Ein-
führung neuer Vertriebswege oder zur erheblichen 
Erweiterung bestehender Vertriebswege im Sinne 
von §  9 Absatz  5 Satz  2 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 in Nordrhein-Westfalen. Es kann die Zu-
ständigkeiten durch Rechtsverordnung auf andere 
Behörden übertragen. 

  (2) Das für Inneres zuständige Ministerium ist wei-
ter für solche Veranstaltungen zuständig, die zu-
gleich im Gebiet eines anderen Bundeslandes durch-
geführt werden, sowie für Veranstaltungen, die über 
den Zuständigkeitsbereich einer Bezirksregierung 
hinausgehen. Das für Inneres zuständige Ministe-
rium kann die zuständige Behörde eines anderen 
Bundeslandes ermächtigen, eine Erlaubnis mit Wir-
kung für das Land Nordrhein-Westfalen zu erteilen, 
wenn der Sitz der Veranstalterin oder des Veranstal-
ters in dem betreffenden Bundesland oder im Aus-
land liegt und die Veranstaltung sich auf das Gebiet 
des Landes Nordrhein-Westfalen erstrecken soll. Es 
kann die Befugnis zur Ermächtigung auch auf an-
dere Behörden übertragen.

  (3) Die Bezirksregierungen sind zuständig für 

 1.  die Erteilung von Erlaubnissen für die Veranstal-
tung von Lotterien und Ausspielungen innerhalb 
ihres Bezirks, 

 2.  die Erteilung von Erlaubnissen für die Vermitt-
lung von Glücksspielen durch Annahmestellen im 
Sinne von §  5 einschließlich der Erlaubnis nach 
§ 13b sowie

 3.  die Erteilung von Erlaubnissen für die Vermitt-
lung von Wetten durch Wettvermittlungsstellen 
im Sinne von § 13. 

  (4) Die Bezirksregierung Düsseldorf ist zuständig 
für die Erteilung von Erlaubnissen

 1.  für gewerbliche Spielvermittlerinnen und Spiel-
vermittler, die ausschließlich in Nordrhein-West-
falen tätig werden, und

 2.  für den Losverkauf durch Verkaufsstellen der 
GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder 
und durch Losverkäuferinnen oder Losverkäufer.

  (5) Die örtlichen Ordnungsbehörden sind zuständig 
für die Erlaubnis nach §  24 Absatz  1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 in Verbindung mit § 16.

  (6) Eine Erlaubniserteilung im ländereinheitlichen 
Verfahren nach §  9a des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 und im gebündelten Verfahren nach §  19 Ab-
satz  2 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 steht der 
Erlaubniserteilung durch die zuständige Behörde 
des Landes Nordrhein-Westfalen gleich.

 § 20
 Aufsichtsbehörden

  (1) Die nach §  19 zuständigen Behörden üben ge-
genüber den Erlaubnis- und Konzessionsinhaberin-
nen und -inhabern ab dem Zeitpunkt der Erlaubnis- 
und Konzessionserteilung auch die Aufgaben der 
Glücksspielaufsicht nach §  9 Absatz  1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 aus. 

  (2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann die zustän-
dige Aufsichtsbehörde Testkäufe oder Testspiele 
nach §  9 Absatz  2a des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 selbst oder durch eine von ihr beauftragte 
Dritte oder einen von ihr beauftragten Dritten 
durchführen. Die Nutzung einer Legende nach §  9 
Absatz  2a Satz  2 und 3 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 ist nur zulässig, soweit dies zur Erfüllung 
der Aufgaben der Aufsichtsbehörde zwingend erfor-
derlich ist.

  (3) Die nach Absatz 1 zuständige Behörde kann alle 
Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass alle 
durch sie aufgrund dieses Gesetzes erlaubten 
Glücksspiele ordnungsgemäß veranstaltet oder 
durchgeführt, Abgaben abgeführt und die in der Er-
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laubnis enthaltenen Inhalts- und Nebenbestimmun-
gen eingehalten werden. Sie kann insbesondere 

 1.  die Erlaubnis widerrufen, nachträglich beschrän-
ken oder mit Aufl agen versehen,

 2.  die Kosten der Veranstaltung oder Durchführung 
durch einen Sachverständigen prüfen lassen,

 3.  jederzeit Auskunft über den gesamten Geschäfts- 
und Spielbetrieb verlangen und die Geschäftsun-
terlagen des Erlaubnisnehmers einsehen, soweit 
dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist, und

 4.  durch Beauftragte an Sitzungen und Besprechun-
gen entscheidungsbefugter Gremien der Veran-
stalterin oder des Veranstalters nach § 3 Absatz 1 
teilnehmen.

  §  9 Absatz  1 des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
bleibt unberührt. Das Grundrecht der Unverletzlich-
keit der Wohnung gemäß Artikel 13 des Grundgeset-
zes wird insoweit eingeschränkt.

  (4) Die Bezirksregierung Düsseldorf ist landesweit 
zuständige Aufsichtsbehörde für die Überwachung 
und Untersagung von unerlaubten Glücksspielen 
und der Werbung hierfür, soweit diese im Gebiet des 
Landes Nordrhein-Westfalen veranstaltet, vermittelt 
oder beworben werden und keine einheitliche Zu-
ständigkeit nach §  9a Absatz  3 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 besteht,

 1.  im Rundfunk,

 2.  soweit die Veranstalterin oder der Veranstalter 
des Glücksspiels weder einen Sitz noch eine Be-
triebsstätte in Nordrhein-Westfalen hat und sich 
die Maßnahme gegen den Veranstalter richtet 
oder

 3.  soweit die unerlaubten Glücksspiele oder die 
Werbung hierfür über Telekommunikationsanla-
gen übermittelt werden.

  Zuständigkeiten, die sich aus dem Medienstaatsver-
trag vom 14. bis zum 28.  April 2020 (GV. NRW. 
S.  524) in der jeweils geltenden Fassung, dem Lan-
desmediengesetz Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 
2002 (GV. NRW. S. 334) in der jeweils geltenden Fas-
sung oder dem WDR-Gesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. April 1998 (GV. NRW. S. 265) 
in der jeweils geltenden Fassung ergeben, bleiben 
hiervon unberührt. Maßnahmen der nach Satz 1 zu-
ständigen Aufsichtsbehörde, die sich gegen Rund-
funkveranstalterinnen oder Rundfunkveranstalter 
richten, können nur im Einvernehmen mit der je-
weils für den privaten Rundfunk zuständigen Zulas-
sungsbehörde beziehungsweise der für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk zuständigen Rechtsauf-
sicht erfolgen.

  (5) Das für Inneres zuständige Ministerium ist aus-
schließlich zuständig für Maßnahmen nach § 9 Ab-
satz  1 Satz  3 Nummer  4 und 5 des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021, soweit keine ländereinheitliche 
Zuständigkeit nach § 9a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
des Glücksspielstaatsvertrags 2021 besteht. Es kann 
die Zuständigkeit durch Rechtsverordnung auf eine 
andere Behörde übertragen.

  (6) Das für Inneres zuständige Ministerium ist zu-
ständig für die Erteilung einer Ermächtigung nach 
§ 9 Absatz 1a des Glücksspielstaatsvertrags 2021. Es 
kann die Befugnis zur Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auch auf andere Behörden übertragen.

  (7) Im Übrigen sind die örtlichen Ordnungsbehör-
den für die Überwachung und Untersagung von un-
erlaubten Glücksspielen und der Werbung hierfür 
einschließlich der Maßnahmen nach § 15 zuständig, 
soweit nicht im Glücksspielstaatsvertrag 2021 etwas 
anderes geregelt ist. Des Weiteren sind sie zuständig 
für die Aufsicht über die Einhaltung der Verpfl ich-
tung zum Abgleich mit der Sperrdatei nach § 8 Ab-
satz  3 in Verbindung mit §  2 Absatz  4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 einschließlich der diesbe-
züglichen Ordnungswidrigkeiten nach §  28a 
Absatz  1 Nummer  29 bis 36 des Glücksspielstaats-
vertrags 2021 im Hinblick auf in Gaststätten bereit-

gehaltene Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit. 

  (8) Die zuständigen Glücksspielaufsichtsbehörden 
arbeiten im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben 
mit anderen Glücksspielaufsichtsbehörden des Lan-
des Nordrhein-Westfalen oder anderer Bundesländer 
zusammen.“

23.  § 21 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird aufgehoben.

 b)  Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Ab-
sätze 1 und 2.

24.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer  1 wird das Wort „Glücksspiel-
staatsvertrag“ durch die Wörter „des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021“ ersetzt.

  bb)  In Nummer 2 wird nach dem Wort „Absatz“ 
die Angabe „5“ durch die Angabe „4“ ersetzt.

  cc)  In den Nummern 4 und 5 wird das Wort 
„Glücksspielstaatsvertrag“ jeweils durch die 
Wörter „des Glücksspielstaatsvertrags 2021“ 
ersetzt.

  dd)  Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

   „8.  die Voraussetzungen, die Art und Weise 
und die Rechtsfolgen der nach § 9 Ab-
satz  2a des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 und §§ 11, 20 Absatz 2 zulässigen 
Testkäufe und Testspiele, soweit diese 
durch Glücksspielaufsichtsbehörden 
oder in deren Auftrag durchgeführt 
werden, deren Zuständigkeit sich aus 
§ 20 dieses Gesetzes ergibt,“

  ee)  In Nummer 9 wird nach dem Wort „Absatz“ 
die Angabe „13“ durch die Angabe „14“ und 
der Punkt durch ein Komma ersetzt.

  ff)  Folgende Nummern 10 und 11 werden ange-
fügt:

   „10.  die Anforderungen an die Unterrich-
tungen mit Prüfung sowie den Erwerb 
des Sachkundenachweises nach §  16 
Absatz  4 Satz  1 Nummer  4 und §  17a 
Absatz  3 Satz  1 Nummer  1 und an die 
Schulungen nach §  16 Absatz  4 Satz  1 
Nummer  5 und §  17a Absatz  3 Satz  1 
Nummer  2 einschließlich der näheren 
Bestimmung, welche Teile des Personals 
zu schulen sind und welche Vorgaben 
zur Anwesenheit des geschulten Perso-
nals in den Spielhallen bestehen und

   11.  das Nähere zu den Voraussetzungen der 
Zertifi zierung nach § 16a Absatz 3 und 
4 und zur Daten- und Informationswei-
tergabe zwischen Akkreditierungsstelle, 
zertifi zierter Prüforganisation und der 
Glücksspielaufsicht.“

 b)  In Absatz 2 wird das Wort „Glücksspielstaatsver-
trag“ durch die Wörter „des Glücksspielstaats-
vertrags 2021“ ersetzt.

25.  § 23 wird folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Die Nummern 1 bis 7 werden aufgehoben.

  bb)  Die bisherigen Nummern 8 und 9 werden die 
Nummern 1 und 2 und das Wort „Glücks-
spielstaatsvertrag“ wird jeweils durch die 
Wörter „des Glücksspielstaatsvertrags 2021“ 
ersetzt.

  cc)  Die bisherigen Nummern 10 und 11 werden 
die Nummern 3 und 4.

  dd)  Die bisherige Nummer  12 wird die Num-
mer  5 und das Wort „Glücksspielstaatsver-
trag“ durch die Wörter „des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021“ ersetzt.
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  ee)  Die bisherige Nummer  13 wird Nummer  6 
und wie folgt gefasst:

   „6.  entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 2 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 als ge-
werbliche Spielvermittlerin oder ge-
werblicher Spielvermittler nicht bei je-
der Spielteilnahme der Veranstalterin 
oder dem Veranstalter die Vermittlung 
offenlegt,“

  ff)  Nummer 14 wird aufgehoben.

  gg)  Die bisherige Nummer  15 wird Nummer  7 
und das Wort „erforderlich“ durch das Wort 
„erforderliche“ ersetzt.

  hh)  Die bisherige Nummer  16 wird Nummer  8 
und die Angabe „5“ durch die Angabe „8“ 
ersetzt.

  ii)  Die bisherige Nummer  17 wird Nummer  9 
und nach der Angabe „§ 16 Absatz“ wird die 
Angabe „6“ durch die Angabe „9“ ersetzt 
und nach dem Wort „Lotterien,“ werden die 
Wörter „das Aufstellen von Wettterminals,“ 
eingefügt.

  jj)  Die bisherigen Nummern 18 und 19 werden 
die Nummern 10 und 11.

  kk)  Die bisherige Nummer  20 wird Nummer  12 
und wie folgt gefasst:

   „12.  entgegen §  13 Absatz  2 die Wettver-
mittlungsstelle verpachtet oder unter-
verpachtet oder entgegen § 13 Absatz 4 
für mehr als eine Inhaberin oder einen 
Inhaber einer Veranstaltererlaubnis 
Wetten vermittelt,“

  ll)  Die bisherige Nummer  21 wird Nummer  13 
und die Angabe „2“ durch die Angabe „3“ 
ersetzt.

  mm)  Die bisherige Nummer  22 wird Num-
mer 14 und wie folgt gefasst:

   „14.  entgegen §  21a Absatz  2 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 außerhalb von 
Wettvermittlungsstellen Sportwetten 
vertreibt oder vermittelt,“

  nn)  Die bisherigen Nummern 23 bis 32 werden 
die Nummern 15 bis 24.

  oo)  Nummer 33 wird aufgehoben.

  pp)  Die bisherige Nummer  34 wird die Num-
mer 25 und die Angabe „13 Absatz 12“ wird 
durch die Angabe „13a Absatz  3“ und der 
Punkt wird durch ein Komma ersetzt.

  qq)  Folgende Nummern 26 und 27 werden ange-
fügt:

   „26.  gegen eine Aufl age oder Nebenbestim-
mung einer Erlaubnis nach den §§ 4, 5, 
13, 13b oder 16 verstößt oder

   27.  entgegen § 16 Absatz 9 Nummer 4 Spei-
sen und Getränke kostenlos oder zu 
Preisen, die unter dem Einkaufspreis 
liegen, abgibt.“

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Satz  1 Nummer  2 werden nach den Wör-
tern „eingezogen werden“ die Wörter „unter 
den Voraussetzungen der § 22 Absatz 2 und 3, 
§  23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S.602), das zuletzt 
durch Artikel 9a des Gesetzes vom 30. März 
2021 (BGBl.  I S.  448) geändert worden ist,“ 
eingefügt.

  bb)  Die Sätze 2 bis 4 werden durch folgenden 
Satz ersetzt:

  „§  17 Absatz  4 und §  29a des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten bleiben unberührt.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

  „(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§  36 Absatz  1 Nummer  1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 1 

 1.  Nummer  1, 4 bis 10, 12 bis 27 bei Verstößen der 
Erlaubnisinhaberinnen und Erlaubnisinhaber die 
jeweils zuständige Erlaubnisbehörde,

 2.  Nummer  2 das für Inneres zuständige Ministe-
rium oder 

 3.  Nummer 3, 4, 7, 8, 9, 10, 11 und 14 bei unerlaub-
tem Glücksspiel die örtliche Ordnungsbehörde, 
auch in den Fällen, in denen ein Erlaubnisantrag 
bei der zuständigen Behörde gestellt, aber noch 
nicht beschieden wurde.“

 d)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

   „(5) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 
des §  36 Absatz  1 Nummer  1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen des § 28a 
Absatz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 2021, so-
weit sich aus dem Glücksspielstaatsvertrag 2021 
keine andere Zuständigkeit ergibt, 

  1.  bei unerlaubtem Glücksspiel im Sinne des 
§  20 Absatz  4 die Bezirksregierung Düssel-
dorf,

  2.  bei Verstößen der Erlaubnisinhaberinnen und 
Erlaubnisinhaber die jeweils zuständige Er-
laubnisbehörde oder

  3.  bei unerlaubtem Glücksspiel die örtliche 
Ordnungsbehörde, auch in den Fällen, in de-
nen ein Erlaubnisantrag bei der zuständigen 
Behörde gestellt, aber noch nicht beschieden 
wurde.“

26.  § 24 Absatz 3 wird aufgehoben.

7126

Artikel 2
Änderung des Spielbankgesetzes NRW

Das Spielbankgesetz NRW vom 29. Mai 2020 (GV. NRW. 
S. 363) wird wie folgt geändert:

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 10 wie 
folgt gefasst:

  „§ 10 Störersperre“

2.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

   „Im Rahmen eines Konzessionsverfahrens sind 
die Bewerberinnen und Bewerber verpfl ichtet, 
auf Verlangen des Ministeriums alle von ihr ange-
forderten Unterlagen, die zur Entscheidung über 
einen Konzessionsantrag erforderlich sind, einzu-
reichen.“

 b)  Absatz 7 wird wie folgt geändert:

  aa)  In den Nummern 3, 4 und 8 wird nach dem 
Wort „Glücksspielstaatsvertrags“ jeweils die 
Angabe „2021 vom 29. Oktober 2020 (GV. 
NRW. 2021 S. 459)“ eingefügt.

  bb)  In Nummer 11 werden nach dem Wort „wird“ 
die Wörter „und ihr ein eigener und von der 
Konzessionsinhaberin oder dem Konzessi-
onsinhaber unabhängiger Videoauswertungs-
platz zur Verfügung gestellt wird“ eingefügt.

  cc)  Nach der Nummer 11 werden folgende Num-
mern 12 und 13 eingefügt:

   „12.  alle von der Glücksspielaufsicht oder 
der Finanzaufsicht geforderten Siche-
rungsmaßnahmen für das ordnungsge-
mäße Spiel, wie zum Beispiel Auf-
zeichnungssysteme, Kartenmischma-
schinen oder Geldscheinakzeptoren, 
angeschafft und betrieben werden,

   13.  das Personal, das direkt oder indirekt 
Bezug zu den von der Spielbank ange-
botenen Glücksspielen oder direkten 
Kontakt zu den Spielerinnen und 
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Spielern hat, die glücksspielrechtliche 
Zuverlässigkeit besitzt,“

  dd)  Die bisherigen Nummern 12 bis 14 werden 
die Nummern 14 bis 16.

3.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  Die Wörter „5 des Gesetzes vom 9. Dezember 
2019 (BGBl.  I S.  2146)“ werden durch die 
Wörter „3 des Gesetzes vom 30. November 
2020 (BGBl. I S. 2600)“ ersetzt.

  bb)  In der Nummer 1 werden die Wörter „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. No-
vember 1998 (BGBl.  I S.  3322), das zuletzt 
durch Artikel 62 des Gesetzes 20. November 
2019 (BGBl.  I S. 1626) geändert worden ist“ 
gestrichen. 

 b)  In Absatz 3 Nummer 7 werden die Wörter „10 des 
Gesetzes vom 12.  Juli 2018 (BGBl.  I S.  1151)“ 
durch die Wörter „1 des Gesetzes vom 18. Januar 
2021 (BGBl. I S. 2s)“ ersetzt.

4.  § 10 wird wie folgt gefasst:

 „§ 10
 Störersperre

  (1) Die Konzessionsinhaberin oder der Konzessions-
inhaber kann Personen sperren, die gegen die Spiel-
ordnung gemäß §  14 Absatz  2 oder die Spielregeln 
verstoßen, gegen die ein begründeter Verdacht eines 
solchen Verstoßes besteht oder denen auf Grund des 
Hausrechts der Zutritt zur Spielbank untersagt 
wurde. Es muss von der Konzessionsinhaberin oder 
dem Konzessions inhaber eine spielbankübergrei-
fende Störerdatei errichtet werden, in der im Fall ei-
ner Störersperre nach Satz 1 die Daten von den be-
troffenen Personen, die Dauer der Sperre und die 
Tatsachen, die zur Sperre geführt haben, gespeichert 
werden.

  (2) Nach Einrichtung der Störersperre teilt die 
Spielbank der betroffenen Spielerin oder dem be-
troffenen Spieler Art und Dauer der Sperre unver-
züglich schriftlich mit.

  (3) Die Konzessionsinhaberin oder der Konzessions-
inhaber entscheidet auf schriftlichen Antrag der ge-
sperrten Person nach Ablauf der Sperrfrist über die 
Aufhebung der Störersperre. Die gesperrte Spielerin 
oder der gesperrte Spieler hat einen Anspruch auf 
Löschung der Spielersperre, wenn die Gründe, die 
zur Eintragung in die Sperrdatei geführt haben, 
nachweislich nicht mehr gegeben sind.“

5.  In §  11 wird nach dem Wort „Glücksspielstaatsver-
trags“ die Angabe „2021“ eingefügt.

6.  In § 13 Absatz 9 werden nach Satz 1 die folgenden 
Sätze eingefügt:

  „Der Finanzaufsicht sind zur Aufgabenerfüllung von 
der Konzessionsinhaberin oder dem Konzessionsin-
haber der Zugriff auf das Videoaufzeichnungs-
system, Monitore und ein Bedienpult für die Video-
überwachung nach Maßgabe des §  12 Absatz  1 in 
den ihr zur Verfügung zu stellenden Räumen einzu-
richten. Die Finanzaufsicht hat dadurch einen un-
eingeschränkten und von der Konzessionsinhaberin 
oder dem Konzessionsinhaber unabhängigen Zugriff 
auf Tischkameras, die das Spielgeschehen der Spiele 
des Klassischen Spiels vollständig aufzeichnen, so-
wie auf die Kameras im Zählraum, die die Zähl- und 
Abrechnungsvorgänge vollständig aufzeichnen. § 12 
Absatz 1 Satz 4 bleibt unberührt.“

7.  § 14 wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)  In Nummer 2 werden nach dem Wort „Perso-
naleinsatzes“ die Wörter „und wie die erste 
Inbetriebnahme von Spielautomaten oder 
von Spielsoftware durchgeführt wird,“ einge-
fügt.

  bb)  In Nummer 3 wird nach dem Wort „Absatz“ 
die Angabe „3“ durch die Angabe „1“ ersetzt.

  cc)  In Nummer  4 werden nach dem Wort „Ab-
rechnungen,“ die Wörter „die Ermittlung des 
Bruttospielertrags,“ eingefügt.

  dd)  In Nummer 5 werden nach den Wörtern „auf-
zubewahren sind“ die Wörter „ ,welche tech-
nischen Hilfsmittel im Automatenspiel und 
im Klassischen Spiel eingesetzt werden müs-
sen“ eingefügt und nach den Wörtern „Bar-
geldbestand im Automatenspiel“ werden die 
Wörter „und an den Spieltischen“ eingefügt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  In der Nummer 2 werden nach dem Komma 
die Wörter „welche Pfl ichten der Konzessi-
onsinhaberin oder des Konzessionsinhabers 
bei Sonderveranstaltungen bestehen,“ einge-
fügt.

  bb)  Nach der Nummer  4 werden die folgenden 
Nummern 5 bis 7 eingefügt:

   „5.  welche Pfl ichten die Spielerinnen und 
Spieler hinsichtlich des Setzens von 
Spielmarken und der Geltendmachung 
von Einsätzen und Gewinnansprüchen 
haben,

   6.  welche Pfl ichten die Spielerinnen und 
Spieler im Rahmen der Spielteilnahme 
und bei Verlassen der Spielbank haben,

   7.  welche Verhaltensregeln innerhalb der 
Spielbank für die Spielerinnen und Spie-
ler gelten,“

  cc)  Die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden die 
Nummern 8 bis 11. 

8.  In §  15 Absatz  1 Nummer  6 und in §  19 Absatz  11 
wird jeweils nach dem Wort „Glücksspielstaatsver-
trags“ die Angabe „2021“ eingefügt.

9.  Dem § 34 wird folgender Absatz 4 angefügt:

  „(4) Die Verpfl ichtungen zur Einrichtung eines eige-
nen Videoauswertungsplatzes aus § 4 Absatz 7 Num-
mer  11 und des Zugriffs auf das Videoaufzeich-
nungssystem nach § 13 Absatz 9 Satz 2 sind bis zum 
31. Dezember 2022 umzusetzen.“.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2021 in Kraft.

Düsseldorf, den 23. Juni 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Zugleich für die Ministerin für Schule und Bildung

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Finanzen 

sowie für den Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten sowie Internationales 

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t
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Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung

Ina  S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter B i e s e n b a c h

Der Minister für Verkehr

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
Zugleich für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n

– GV. NRW. 2021 S. 772

75

Gesetz über Zuständigkeiten und zur Umset-
zung des vereinheitlichten Energieeinsparrechts 

für Gebäude 
(GEG-Umsetzungsgesetz – GEG-UG NRW)

Vom 23. Juni 2021

Artikel 1
Aufhebung des Gesetzes zur Durchführung des 

 Bundesgesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien 
im Wärmebereich in Nordrhein-Westfalen

Das Gesetz zur Durchführung des Bundesgesetzes zur 
Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich in 
Nordrhein-Westfalen vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S. 875) wird aufgehoben.

Artikel 2
Verordnung über Zuständigkeiten nach dem 

 Gebäudeenergiegesetz
(GEG-ZustVO)

Auf Grund der §§ 94, 101 Absatz 1 bis 3 des Gebäude-
energiegesetzes vom 8.  August  2020 (BGBl.  I S.  1728) 
und des § 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) verordnet die Landes-
regierung:

§ 1
Zuständigkeiten nach dem Gebäudeenergiegesetz

(1) Das für das Bauwesen zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für die Energie 
zuständigen Ministerium

1.   nach § 94 des Gebäudeenergiegesetzes vom 8. August 
2020 (BGBl. I S. 1728) durch Rechtsverordnung

 a)   das Verfahren zur Erfüllungserklärung, die Berech-
tigung zur Ausstellung der Erfüllungserklärung, 
die Pfl ichtangaben in der Erfüllungserklärung und 
die vorzulegenden Nachweise zu regeln,

 b)   einen von § 92 Absatz 1 Satz 2 des Gebäudeener-
giegesetzes abweichenden Zeitpunkt für die Vor-
lage der Erfüllungserklärung zu bestimmen,

 c)   weitere Bestimmungen zum Vollzug der Anforde-
rungen und Pfl ichten dieses Gesetzes zu treffen 
und

 d)   Aufgaben des Vollzugs des Gebäudeenergiegesetzes 
abweichend von § 92 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 
Satz 1 des Gebäudeenergiegesetzes einer geeigne-

ten Stelle, einer Fachvereinigung oder einem Sach-
verständigen zu übertragen,

2.   nach § 101 Absatz 1 und 3 des Gebäudeenergiegeset-
zes zu den in § 78 und in den §§ 98 bis 100 des Ge-
bäudeenergiegesetzes getroffenen Regelungen zur Er-
fassung und Kontrolle von Inspektionsberichten und 
Energieausweisen sowie zur nicht personenbezogenen 
Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicherten 
Daten durch Rechtsverordnung Regelungen zu erlas-
sen

 a)   zur Art der Durchführung der Erfassung und Kon-
trolle von Inspektionsberichten und Energieaus-
weisen sowie zur nicht personenbezogenen Aus-
wertung der hierbei erhobenen und gespeicherten 
Daten, die über die Vorgaben der in §  78 und in 
den §§ 98 bis 100 des Gebäudeenergiegesetzes ge-
troffenen Regelungen hinausgehen, sowie

 b)   zum Verfahren, die auch von den in § 78 und in den 
§§ 98 bis 100 des Gebäudeenergiegesetzes getroffe-
nen Regelungen abweichen können, sowie

3.   nach § 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl.  I S.  602), das zuletzt durch 
Artikel  185 der Verordnung vom 19.  Juni  2020 
(BGBl.  I S. 1328) geändert worden ist, durch Rechts-
verordnung Regelungen zur Übertragung der Zustän-
digkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 108 des Gebäudeenergiege-
setzes zu treffen.

(2) Außerhalb des Geltungsbereichs des §  114 des Ge-
bäudeenergiegesetzes ist die Bezirksregierung Arnsberg 
nach § 101 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Gebäudeener-
giegesetzes zuständige Behörde für die Stichprobenkont-
rollen von Energieausweisen und Inspektionsberichten 
über Klimaanlagen sowie für die nicht personenbezo-
gene Auswertung der hierbei erhobenen und gespeicher-
ten Daten gemäß §  99 Absatz  1, Absatz  4 Satz  1 Num-
mer 2 und 3 und § 100 des Gebäudeenergiegesetzes.

§ 2
Berichtspfl icht

Das für Bauwesen zuständige Ministerium berichtet der 
Landesregierung bis zum 31.  Dezember 2025 über die 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Regelungen 
dieser Verordnung.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Artikel 3
Aufhebung der Verordnung über Zuständigkeiten 
nach dem Energieeinsparungsgesetz, der Energie-

einsparverordnung und der Richtlinie
2010/31/EU

Die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Ener-
gieeinsparungsgesetz, der Energieeinsparverordnung 
und der Richtlinie 2010/31/EU vom 4. November 2008 
(GV. NRW. S.  686), die zuletzt durch Verordnung vom 
20. Oktober 2015 (GV. NRW. S. 729) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.

Artikel 4
Verordnung zur Umsetzung des Gebäudeenergiegesetzes 

(GEG-UVO)

Auf Grund des § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten 
nach dem Gebäudeenergiegesetz vom vom 23. Juni 2021 
(GV. NRW. 2021 S. 782) in Verbindung mit §§ 94, 101 des 
Gebäudeenergiegesetzes vom 8. August 2020 (BGBl.  I 
S.  1728) und des § 36 Absatz 2 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) verordnet das Mi-
nisterium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstel-
lung im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie:
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§ 1
Zuständigkeiten

(1) Die Zuständigkeit für den Vollzug der Anforderungen 
und der Pfl ichten des Gebäudeenergiegesetzes vom 
8.  August 2020 (BGBl.  I S.  1728) gemäß §  78 Absatz  4, 
§ 80 Absatz 1, § 92 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, § 95, 
§  96 Absatz  2 Satz  2, Absatz  5 Satz  3 und Absatz  6 
Satz 2, § 107 Absatz 5 und Absatz 7 sowie für die Ertei-
lung von Befreiungen gemäß § 102 und § 103 Absatz 1, 
Absatz 2 und Absatz 4 Satz 2 des Gebäudeenergiegeset-
zes werden den unteren Bauaufsichtsbehörden übertra-
gen. In den Fällen des § 79 der Landesbauordnung 2018 
vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421) in der jeweils gelten-
den Fassung wird die Erteilung von Befreiungen nach 
§ 102 und § 103 Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 4 Satz 2 
des Gebäudeenergiegesetzes den oberen Bauaufsichts-
behörden übertragen.

(2) Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind Verwaltungs-
behörden im Sinne von § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zu-
letzt durch Artikel 185 der Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, in den Fällen des 
§ 108 Absatz 1 Nummer 1 bis 20 des Gebäudeenergiege-
setzes.

(3) Die Bezirksregierung Arnsberg ist Verwaltungsbe-
hörde im Sinne von §  36 Absatz  2 Satz  1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in den Fällen des §  99 Ab-
satz 3 Satz 3 und § 108 Absatz 1 Nummer 21 des Gebäu-
deenergiegesetzes.

§ 2
Nachweispfl icht, Erfüllungs- und 

Unternehmererklärung

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr oder die Eigentüme-
rin oder der Eigentümer hat bei der Errichtung oder Än-
derung aller in den Geltungsbereich des Gebäudeener-
giegesetzes fallenden Gebäude eine staatlich anerkannte 
Sachverständige oder einen staatlich anerkannten Sach-
verständigen für Schall- und Wärmeschutz nach der Ver-
ordnung über staatlich anerkannte Sachverständige 
nach der Landesbauordnung vom 29.  April  2000 (GV. 
NRW. S. 422) in der jeweils geltenden Fassung zu beauf-
tragen, die oder der die Anforderungen an zu errichtende 
Gebäude gemäß Teil 2 des Gebäudeenergiegesetzes oder 
an bestehende Gebäude gemäß Teil 3 des Gebäudeener-
giegesetzes nachweist oder prüft und erklärt, dass die 
Anforderungen erfüllt sind. § 63 Absatz 4 und § 68 Ab-
satz 2 der Landesbauordnung 2018 gelten entsprechend. 
Werden die Nachweise von einer oder einem staatlich 
anerkannten Sachverständigen aufgestellt, ist eine Prü-
fung durch Dritte nicht erforderlich. Werden sie von an-
deren Personen aufgestellt, sind sie von einer oder einem 
staatlich anerkannten Sachverständigen zu prüfen, mit 
Ausnahme der Fälle gemäß Satz 2. Auf Antrag kann eine 
Prüfung nach Maßgabe des §  68 Absatz  1 Satz  5 der 
Landesbauordnung 2018 von der unteren Bauaufsichts-
behörde erfolgen.

(2) Die Nachweise sind:

1.   die Berechnungsdokumentation zur Einhaltung der 
Anforderungen an zu errichtende Gebäude gemäß 
§§ 10 bis 45 des Gebäudeenergiegesetzes oder an be-
stehende Gebäude gemäß §§ 46 bis 51 des Gebäude-
energiegesetzes,

2.   der Energieausweis gemäß § 81 des Gebäudeenergie-
gesetzes und

3.   die Erfüllungserklärung gemäß §  92 des Gebäude-
energiegesetzes.

Die Nachweise sind von der Aufstellerin oder dem Auf-
steller zu unterschreiben. Im Fall einer erforderlichen 
Prüfung ist die Richtigkeit der Angaben durch Unter-
schrift und Stempel der Prüfi nstanz zu bestätigen.

(3) Während der Bauausführung hat sich die oder der 
zuständige staatlich anerkannte Sachverständige durch 
stichprobenhafte Kontrollen am Gebäude davon zu 
überzeugen, dass die baulichen Anlagen und deren ener-
gietechnische Ausrüstungen entsprechend den Nachwei-
sen nach Absatz 2 Nummer 1 errichtet werden. Nach der 

abschließenden Fertigstellung sind die Angaben im 
Energieausweis mit der Berechnungsdokumentation ab-
zugleichen und es ist eine Erfüllungserklärung nach dem 
als Anlage 1 aufgeführten Muster auszustellen. In den 
Fällen des Absatz 1 Satz 2 hat die zur Ausstellung eines 
Energieausweises berechtigte Person gemäß § 88 des Ge-
bäudeenergiegesetzes die stichprobenhaften Kontrollen 
am Gebäude durchzuführen und eine Erfüllungserklä-
rung auszustellen.

(4) Die Berechnungsdokumentation nach Absatz  2 
Satz  1 Nummer  1 ist für genehmigungspfl ichtige Ge-
bäude spätestens mit der Anzeige des Baubeginns der 
unteren Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Erfül-
lungserklärung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 ist für 
genehmigungspfl ichtige Vorhaben der unteren Bauauf-
sichtsbehörde spätestens mit der Anzeige der abschlie-
ßenden Fertigstellung gemäß § 84 Absatz 4 Landesbau-
ordnung 2018 vorzulegen.

(5) Bei Gebäuden, deren Errichtung oder Änderung kei-
ner Baugenehmigung unterliegen, ist die Berechnungs-
dokumentation und in den Fällen des § 92 Absatz 2 Ge-
bäudeenergiegesetz eine Erfüllungserklärung der Bau-
herrin oder dem Bauherrn oder der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer zuzuleiten und von ihr oder ihm aufzu-
bewahren. Die Nachweise sind der unteren Bauauf-
sichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen.

(6) Bei Maßnahmen nach § 96 Absatz 1 Nummer 1 bis 8 
des Gebäudeenergiegesetzes hat sich die Eigentümerin 
oder der Eigentümer vom ausführenden Fachunterneh-
men eine Unternehmererklärung entsprechend der als 
Anlage 2 zu dieser Verordnung bekannt gemachten Mus-
ters aushändigen zu lassen.

§ 3
Befreiungen

(1) Qualifi zierte Sachverständige für die Vorlage einer 
Beurteilung der Erfüllung der Voraussetzungen für eine 
Befreiung nach § 102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
des Gebäudeenergiegesetzes sind staatlich anerkannten 
Sachverständige für Schall- und Wärmeschutz nach der 
Verordnung über staatlich anerkannte Sachverständige 
nach der Landesbauordnung.

(2) Wenn die Einhaltung der Anforderungen im Verfah-
ren nach §  48 Satz  1 des Gebäudeenergiegesetzes tech-
nisch nicht oder nur mit unangemessenem Aufwand 
möglich ist, hat sich die Bauherrin oder der Bauherr dies 
von dem Fachunternehmen schriftlich unter Angabe der 
Gründe auf der Unternehmererklärung nach §  2 Ab-
satz 6 bestätigen zu lassen.

§ 4
Ausnahmen für Gebäude öffentlicher Körperschaften

§  1 Absatz  1 Satz  1, §  2 Absatz  4 und Absatz  5 Satz  2 
gelten nicht für Gebäude des Bundes, der Länder, der 
Gemeindeverbände sowie derjenigen Gemeinden, die für 
die Erteilung von Baugenehmigungen zuständig sind. 
Die für die Errichtung dieser Gebäude zuständigen Be-
hörden haben darüber zu wachen, dass die Anforderun-
gen des Gebäudeenergiegesetzes erfüllt werden.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zweiten Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.

Artikel 5
Aufhebung der Verordnung zur Umsetzung der 

 Energieeinsparverordnung

Die Verordnung zur Umsetzung der Energieeinsparver-
ordnung vom 31. Mai 2002 (GV. NRW. S. 210, ber. S. 367), 
die zuletzt durch Verordnung vom 8. Oktober 2018 (GV. 
NRW. S. 581) geändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 6 
Inkrafttreten

(1) Artikel 1, 2 und 3 dieses Gesetzes treten am Tag nach 
der Verkündung in Kraft.
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(2) Artikel 4 und 5 dieses Gesetzes treten am zweiten Tag 
nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 23. Juni 2021

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Armin  L a s c h e t

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration

Zugleich für die Ministerin für Schule und Bildung

Dr. Joachim  S t a m p

Der Minister des Innern

Zugleich für den Minister der Finanzen 

sowie für den Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten sowie Internationales 

Herbert  R e u l

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung

Ina S c h a r r e n b a c h

Der Minister der Justiz

Peter B i e s e n b a c h

Der Minister für Verkehr

Hendrik  W ü s t

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft
Zugleich für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Isabel  P f e i f f e r - P o e n s g e n
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Anlage 1  

zur GEG-UVO   
 

Bescheinigung über stichprobenhafte Kontrollen der Ausführung 
energiesparender Maßnahmen auf der Baustelle und 

Erfüllungserklärung gemäß § 92 Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

 

Gebäude /-teil:  

Straße, Hausnummer:  

Postleitzahl, Ort:  

1 2 
Name:  

Straße, Nr:  

PLZ, Ort:  

Staatlich anerkannte(r) Sachverständige(r) 
für Schall- und Wärmeschutz 

Bauherr(-in) 

 
 
Ich bescheinige nach der abschließenden Kontrolle auf der Baustelle am ______________,  

dass die Anforderungen an das Bauvorhaben nach dem Gesetz zur Einsparung von Energie 
und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden 
(Gebäudeenergiegesetz – GEG) vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) eingehalten werden 

und das Gebäude entsprechend der Berechnungsdokumentation vom _______________ 
errichtet wurde. 
 
Ein Energieausweis mit der Registriernummer ______________ wurde am __________ 
ausgestellt und die Angaben mit der Berechnungsdokumentation abgeglichen. 
 
 

   

(Ort) (Datum) (Unterschrift nach Spalte 1) 
 
 
Diese Erfüllungserklärung ist nach der abschließenden Fertigstellung des Gebäudes der Bauherrin 
oder dem Bauherrn oder der Eigentümerin oder dem Eigentümer vorzulegen. Für genehmigungs-
pflichtige Vorhaben ist diese der unteren Bauaufsichtsbehörde spätestens mit der Anzeige der ab-
schließenden Fertigstellung vorzulegen. 
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Anlage 2 

zur GEG-UVO 
Unternehmererklärung 

gemäß § 96 Absatz 1 Nummer 1 bis 8 
Gebäudeenergiegesetz – GEG 

 
 

Unternehmen: ____________________       Maßnahme: _____________________________   

________________________________  Gebäude: _______________________________ 

Straße: __________________________  Straße: _________________________________ 

PLZ, Ort: ________________________ PLZ, Ort: _______________________________ 

 
 

Die geänderten oder eingebauten Bau- oder Anlagenteile nach Nummer 
□    1. Änderung von Außenbauteilen im Sinne von § 48 GEG 1) 

□    2. Dämmung oberster Geschossdecken im Sinne von § 47 Absatz 1 GEG   
□    3. Einbau von Zentralheizungen nach den §§ 61 bis 63 GEG Anlagen-aufwandszahl: 

_____ (einschl. Heizung □, Warmwasser □, Lüftung □)  
□    4. Ausstattung von Zentralheizungen mit Regelungseinrichtungen nach den §§ 61 bis 63 

GEG 
□    5. Einbau von Umwälzpumpen in Zentralheizungen und Zirkulationspumpen in 

Warmwasseranlagen nach § 64 GEG 
□    6. erstmaliger Einbau, Ersatz oder Wärmedämmung von Wärmeverteilungs- und 

Warmwasserleitungen nach den §§ 69 und 71 oder von Kälteverteilungs- und 
Kaltwasserleitungen in Klimaanlagen oder sonstigen Anlagen der Raumlufttechnik 
nach § 70 GEG 

□    7. Einbau von Klima- und raumlufttechnischen Anlagen oder Zentralgeräten und 
Luftkanalsystemen solcher Anlagen nach den §§ 65 bis 68 GEG (elektr. Leistung 
_______, Wärmerückgewinnungsgrad_______) oder 

□    8. Ausrüstung von Anlagen nach Nummer 7 mit Einrichtung zur Feuchteregelung nach § 
66 GEG 

entsprechen den Anforderungen der Vorschriften. 
 

 
Bestätigt durch das ausführende Unternehmen 
      
 
 Unterschrift:..................                     Datum:.................................. 
 

1) Begründungen nach § 3 Absatz 2 GEG-UVO sind dieser Erklärung gesondert beizufügen.  

Zum Zwecke des Nachweises der Erfüllung der Pflichten aus den vor genannten Vorschriften ist die Un-
ternehmererklärung von dem Eigentümer mindestens zehn Jahre aufzubewahren. Der Eigentümer hat die 
Unternehmererklärung der nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 

 

– GV. NRW. 2021 S. 782
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